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Zunächst ist wichtig, dass diese Lessons Learnt 
and Reconciliation Commission (LLRC) ins 
Leben gerufen wurde, um dem von UN-
Generalsekretär Ban Ki-Moon beauftragten 
Darusman-Bericht etwas entgegenzusetzen. 
Dieser wurde mit der Begründung zurückge-
wiesen, das Beweismaterial käme von außen, 
es handele sich um Lügen und westliche 
Propaganda. Entsprechend war die Reaktion 
der Bevölkerung auf die neue Kommission 
eindeutig. Niemand wollte an einer solchen 
scheinheiligen Aufarbeitung beteiligt sein. 
Sri Lanka hat eine 30-jährige Geschichte voll 
verschwundener Menschen. Wieder und 
wieder wurden Kommissionen eingesetzt, um 
diese Gewalt zu untersuchen, aber nie ist den 
Angehörigen Gerechtigkeit widerfahren. 

Dann haben wir erfahren, dass 15 bis 20 Frau-
en doch aussagen wollten. Die erste Anhörung 
sollte im Norden stattfinden, in Kilinochchi, 
das vor dem Krieg komplett von der LTTE 
kontrolliert wurde. Wir hatten kaum Kontakt 
zu den Frauen und machten uns Sorgen, 
dass sie sich durch ihre Aussagen gefährden 
würden, denn die Kommission hat kein 
Zeugen- oder Opferschutzprogramm. Es gibt 
kein derartiges Gesetz in Sri Lanka, und auch 
die internationale Gemeinschaft hat in dieser 
Hinsicht immer versagt. Die UN kann in Sri 
Lanka niemanden schützen, und ausländische 
Botschaften schließen inzwischen ihre Türen, 

Fany, Jesidin, floh mit ihren vier Kindern vor dem IS aus ihrem 
Dorf, südlich des Shingal-Gebirges. Ihr Mann blieb zurück, um 
sich den Shingal Resistance Units (YBŞ) anzuschließen. 
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wenn es um Visa oder andere Formen von 
Hilfe geht. 

Wir mussten also eigene Schutzme-
chanismen entwickeln. Es gelang uns, an 
jenem Tag mit mehr als 250 Frauen vor der 
Kommission aufzutauchen. Niemand hatte 
mit einem solchen Ansturm gerechnet – im 
Gegenteil, die Kommission ging davon aus, 
das entsprechende ›Beweismaterial‹ durch 
bestochene Zeugen zu fingieren. Doch das 
wurde vereitelt. Wo auch immer die Kommis-
sion eine Anhörung ansetzte, kamen Frauen 
in großer Zahl und sagten aus. Wenn wir die 
Frauen fragten, was sie in diesem Prozess 
erreicht hätten, antworteten sie: »Wir haben 
verhindert dass die Regierung Beweismaterial 
allein gegen die LTTE fabriziert, und wir 
konnten einmal die Wahrheit sagen. Wir 
konnten die Regierung, die all diese Gräuel-
taten begangen hat, anprangern.« Das war 
eine machtvolle Erfahrung für die Frauen. Die 
Kommission reagierte tatsächlich und forderte 
den Präsidenten auf, beispielsweise die Frage 
der Vermissten schnell zu untersuchen. 

Spielte sexuelle Gewalt bei den Anhörungen 
eine Rolle?
Das war anfangs kaum ein Thema wegen 
der Schamkultur in unserer Gesellschaft. 
Wenn jemand sexuelle Gewalt anzeigt, ist es 
extrem schwierig für diese Person, wieder 
in ihre Community zurückzukehren, da sie 
als ›unrein‹ betrachtet wird und dort nicht 
weiterleben kann. Das betrifft nicht nur sie, 
sondern ihre gesamte Familie. Wir hatten 
deshalb Sorge, dass nur wenige Frauen über 
Fälle sexueller Gewalt aussagen würden. 
Das wiederum hätte es der Regierung leicht 

gemacht, diese Personen ausfindig zu 
machen, zu verschleppen oder auf andere Art 
bezahlen zu lassen. Es ist eine extrem riskante 
Situation. 

Aber dennoch haben viele Frauen die Erfah-
rung gemacht, handeln zu können?
Ja, viele Frauen haben im Laufe dieses 
Prozesses, der sich vom Norden in den 
Osten und auch in den Süden ausbreitete, an 
Stärke gewonnen. Sie haben sich organisiert 
und beispielsweise begonnen, das Recht der 
Verhafteten auf unmittelbare gerichtliche 
Haftprüfung kollektiv einzuklagen – denn die 
Verschleppungen dauern ja an. Hier sind nun 
über 130 Fälle anhängig. Aber auch die Rolle 
der LLRC hat sich im Laufe dieses Prozesses 
verändert, insbesondere was die direkte 
Zusammenarbeit mit der Regierung angeht. 
Der Zwischenbericht enthielt beispielsweise 
konkrete Forderungen der Frauen: Zugang zu 
ihren Angehörigen, die Veröffentlichung von 
Namenslisten der Verschwundenen, ein Ende 
von Straflosigkeit und Aufbau juristischer 
Verfahren. All das wurde dann allerdings im 
Abschlussbericht und erst recht in dem staat-
lichen Aktionsplan, der aus den Ergebnissen 
der LLRC hervorging, verwässert. 

Im Endeffekt hat die LLRC aber bei der 
Organisierung von Frauen geholfen. Die Müt-
ter, Schwestern und Ehefrauen, die kollektiv 
die Forderung nach Informationen über den 
Verbleib ihrer vermissten oder verschleppten 
Familienangehörigen erheben, sind nach wie 
vor auf der Straße und fordern Gerechtigkeit. 

Navanethem Pillay, die ehemalige Hohe Kom-
missarin der UN für Menschenrechte, wurde 
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mit der Untersuchung der »mutmaßlichen 
schweren Menschenrechtsverletzungen und 
damit zusammenhängender Vergehen durch 
beide Konfliktparteien« beauftragt. Im März 
2015 übernimmt Deutschland den Vorsitz des 
UN-Menschenrechtsrates. Wird sich dadurch 
in der Frage der Aufarbeitung sexueller Gewalt 
etwas ändern?
Die Untersuchung zu Sri Lanka wird eine der 
wichtigsten Herausforderung für den Vorsitz 
des UN-Menschenrechtsrates sein. Während 
des Krieges und unmittelbar danach gab es 
in Deutschland relativ viele AktivistInnen, 
die Unterstützungsarbeit geleistet haben. Die 
GRÜNEN brachten eine Resolution vor das EU-
Parlament, die Hoffnungen waren groß, dass 
ein echter Aufarbeitungsprozess stattfinden 
würde. Die Resolution wurde jedoch 2009 
abgelehnt, weil es der Regierung von Sri Lan-
ka gelungen war, ihr Handeln als Erfolg im 
Kampf gegen den Terrorismus darzustellen. 

Nach und nach wurde deutlich, dass 
Deutschland und die EU sich einfach 
zurückzogen aus dieser ganzen Sri-Lanka-
Frage. Während des Krieges und während des 
Friedensprozesses arbeiteten viele NGOs mit 
der Bevölkerung und ermutigten uns, uns für 
Menschenrechte, juristische Aufarbeitung und 
Friedenssicherung einzusetzen. Norwegen 
führte Friedensverhandlungen mit der LTTE 
und der Regierung. Viele der Gespräche fanden 
in EU-Ländern statt. Und jetzt ist das Ganze 
plötzlich ein Projekt der USA. Die EU hat sich 
komplett zurückgezogen. Es ist sehr schwierig 
gerade in islamischen Staaten für eine Resoluti-
on zu werben, die von den USA initiiert wurde.

Ich bin nicht naiv, aber es gibt einiges, 
was auch mit geringem Aufwand getan 

werden könnte. Viele Menschen in Sri Lanka 
würden gern bei der UN-Untersuchung 
mitwirken – ihr Schutz ist aber nicht gewähr-
leistet. Eine der wichtigsten Aktivistinnen, die 
dafür kämpft, die Täter zur Verantwortung zu 
ziehen, ist seit sieben Monaten in Haft. Sollten 
ZeugInnen wegen ihrer Aussagen angegriffen 
werden, müssten die EU und Deutschland sich 
einschalten und versuchen, glaubwürdige In-
formationen zu beschaffen. Das gilt besonders 
für sexuelle Gewalt und andere Formen von 
Misshandlungen tamilischer Frauen. Sonst 
haben wir keine Chance, die Untersuchung 
der UN mit einer ausreichenden Anzahl von 
Aussagen glaubwürdig zu machen. 

Aufgrund seines Vorsitzes im UN-Men-
schenrechtsrat könnte Deutschland außerdem 
helfen, die regionalen Abstimmungsblöcke 
in dem Gremium zusammenzubringen, 
den ASEAN-Block, den afrikanischen Block 
und auch die Organisation der Islamischen 
Konferenz. Dies würde deutlich machen, dass 
es bei diesem Prozess nicht um westlichen 
Imperialismus geht, sondern um eine kollek-
tive Anstrengung von Ländern, die von der 
Regierung Sri Lankas Rechenschaft verlangen. 
Damit wäre ein kleiner Schritt getan. 

Das Gespräch führte Anna von Gall. Sie ist 
Juristin und Referentin beim European Center for 
Constitutional and Human Rights (ECCHR) in 
Berlin und aktiv im Frauensicherheitsrat.

1	 Mit der Resolution 1325 des UN-Sicherheitsrats sind 
Konfliktparteien in Kriegssituationen dazu aufgerufen, die 
Rechte von Frauen zu schützen und Frauen gleichberechtigt 
in Friedensverhandlungen, Konfliktschlichtung und den 
Wiederaufbau mit einzubeziehen. 
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Ebola als Brennglas
Soziale Infrastruktur als Lösung

Andreas Wulf Über die strukturellen Ursachen der 
Virusepidemie in Westafrika
Der aktuelle Ebola-Ausbruch in Westafrika ist 
die größte Epidemie seit der Entdeckung des 
Virus im Jahr 1976. Ebola war lange Zeit eine 
exotische, selten und begrenzt auftretende Er-
krankung in wenigen ländlichen Gebieten im 
tropischen Afrika. Nun ist daraus eine drama-
tische Krise geworden, von der vor allem drei 
Länder besonders stark betroffen sind: Guinea, 
Liberia und Sierra Leone. Wer wissen will, wie 
das passieren konnte, kommt um einen Blick 
auf den gesellschaftlichen Kontext nicht her-
um: In der aktuellen Krise verdichten sich wie 
in einem Brennglas die Fragen globalisierter 
Ökonomie und struktureller Machtverhältnisse, 
humanitär begründeter Sicherheitsdiskurse 
und internationaler Solidarität. Nur wenn man 
die strukturellen Ursachen solcher Epidemien 
in Rechnung stellt, lässt es sich vermeiden, die 
Verantwortung allein bei bösartigen Killerviren 
und den direkt betroffenen Gesellschaften 
und Menschen zu suchen. Nur so werden 
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längerfristige Handlungsoptionen denkbar, die 
nachhaltig etwas verändern, statt immer nur 
auf die nächste Katastrophe zu reagieren.

Risiko Globalisierung
Der gesellschaftliche Kontext spielt bereits bei 
den unmittelbaren Infektionsursachen eine 
Rolle. So leben in Guinea, Sierra Leone und 
Liberia viele Menschen von kleinbäuerlicher 
Landwirtschaft. Ihre Lebensgrundlage wurde 
durch land grabbing – den Ankauf von Land 
für großflächige Agrarrohstoffproduktion wie 
Palmölplantagen – und Ressourcenausbeu-
tung von Diamanten, Rutil, Bauxit und ande-
ren Rohstoffen massiv eingeschränkt. Durch 
solche Verdrängungsprozesse weichen die 
Menschen in zuvor unbesiedelte Waldgebiete 
aus und kommen dort stärker mit den poten-
ziellen Überträgern des Virus, etwa Affen oder 
Fledermäusen, in Kontakt. Das Virus wird 
schneller vom Tierwirt auf den Menschenwirt 
übertragen (vgl. Farmingpathogens 2014). 

Solche ökonomischen Entwicklungen sind 
keine isolierten lokalen Dynamiken, sondern 
eng verbunden mit einer globalisierten Welt, 
in der Gewinne und Verluste massiv ungleich 
verteilt sind. Bereits mit der kolonialen Erobe-
rung und Durchdringung der westafrikani-
schen Küstenregionen wurde eine Plantagen-
wirtschaft etabliert, die auf die Bedürfnisse der 
Kolonialmächte und nicht auf eine lokale Nah-
rungsmittelsicherheit ausgerichtet war. Die 
damit geschaffenen Probleme wurden durch 
die millionenfachen Zwangsverschleppungen 
von Sklaven noch verstärkt. In den 1990er 
Jahren fand diese Ausbeutungsökonomie ei-
nen erneuten grausamen Höhepunkt, als eine 
Reihe von Bürgerkriegen in den aktuell von 

Ebola betroffenen Ländern ausbrach. Da es um 
Diamantenvorkommen und -ausbeutung ging, 
waren die entsprechenden internationalen 
Akteure ebenfalls in die Konflikte verstrickt 
(medico international 2014a).

Armut Tötet
Die Übertragung der Erreger von Mensch zu 
Mensch wiederum ist Teil einer ›Ökonomie 
des Risikos‹, die Arme in beengten Wohn- und 
Lebensverhältnissen höheren Infektionsrisi-
ken aussetzt. Während Wohlhabende es sich 
leisten können, in großzügigen Häusern zu 
leben und eigene Fahrzeugen zu haben, woh-

nen in den Armenvierteln teils ganze Familien 
in winzigen Hütten und fahren in übervollen 
Sammelbussen. Auch sind Arme in stärke-
rem Maße auf innerfamiliäre Solidarität im 
Krankheitsfall angewiesen, da ein großer Teil 
der funktionierenden Gesundheitseinrichtun-
gen längst privatisiert wurde. In der aktuellen 
Krise wird der Ebola-Virus besonders häufig 
durch die Pflege von erkrankten Angehörigen 
übertragen, sodass häufig ganze Familien 
nacheinander erkranken und sterben.

Im Extremfall eskaliert ein solches ›Risiko 
Armut‹ in massiven Einschränkungen der 
Bewegungsfreiheit. Der militärisch durch-
gesetzte cordon sanitaire um den größten 
Slum Westafrikas, den Stadtteil Westpoint in 

Andreas Wulf ist Arzt und arbeitet seit 1998 als 
Projektkoordinator bei der sozialmedizinischen 
Hilfs- und Menschenrechtsorganisation medico 
international in Frankfurt am Main.
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Liberias Hauptstadt Monrovia, ist hierfür ein 
offenkundiges Beispiel. Andere Restriktionen 
der Mobilität sind weniger medial sichtbar, 
haben aber zum Teil dramatische ökonomi-
sche Folgen: So kamen während der aktuellen 
Krise große Teile des Güterverkehrs in den 
drei Ländern zum Erliegen, was die Versor-
gung der Städte mit Nahrungsmitteln aus den 
ländlichen Regionen gefährdet. 

Sicherheit für wen?
Die restliche Welt nahm die – sich bereits seit 
Ende 2013 ausbreitende – Epidemie erst zur 
Kenntnis, als die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) den aktuellen Ausbruch von Ebola am 
8. August 2014 zum »Gesundheitsnotstand 
von internationaler Besorgnis« erklärte. Die 
Einschätzung des UN-Sicherheitsrates vom 
15. Oktober desselben Jahres, die Epidemie 
gefährde die »globale Sicherheit« (UN 2014), 
befeuerte die Berichterstattung. Eine ähnlich 
weitreichende Aussage hatte der Sicherheitsrat 
zuletzt im Jahr 2000 zur damaligen Situation 
von HIV/AIDS getroffen.

Diese Art von Sicherheitsdiskurs stellt ein 
äußerst zweischneidiges Instrument interna-
tionaler Politik dar. Einerseits mobilisiert er 
potenziell Aufmerksamkeit, Ressourcen und 
Unterstützung für die betroffenen Menschen 
und Länder: Im aktuellen Fall wird nun über 
den Einsatz von US-Soldaten, über kuba-
nischen Ärzte-Teams sowie über mögliche 
Logistikbrücken der deutschen Bundeswehr 
nach Westafrika gesprochen. Gleichzeitig 
befördert er jedoch einen humanitär begrün-
deten Interventionismus, der wie im Fall von 
Naturkatastrophen den lokalen Behörden und 
Gesellschaften rasch das Heft des Handelns 

aus der Hand nehmen kann (vgl. medico 
international 2013).

In welchem Ausmaß Quarantänemaß-
nahmen für konkrete Ebola-Verdachtsfälle 
sinnvoll sind, wird bei der WHO und in 
einschlägigen Fachgremien kontrovers 
diskutiert. Dass ziemlich schnell der über-
wiegende Teil der Flugverbindungen in die 
betroffenen Länder eingestellt wurde, geschah 
jedoch gegen die ausdrückliche Empfehlung 
der WHO-Experten. Wie die Maßnahmen zur 
Einschränkung der Bewegungsfreiheit der 
Bevölkerung hat auch dies die wirtschaftliche 
Lage in betroffenen Ländern weiter verschärft. 

Innerhalb des Sicherheitsdiskurses spie-
len potenziell ›zu uns‹ kommende infizierte 
Menschen eine große Rolle. Diese Fokussie-
rung führt zu einer fast panischen Abwehrhal-
tung gegenüber Fremden, etwa afrikanischen 
Flüchtlingen und MigrantInnen, ganz gleich 
ob sie schon jahrelang in Deutschland leben 
oder wo sie genau herkommen. Hinzu kommt 
eine Übertechnisierung der eigenen Sicher-
heitsbedürfnisse: Im Rahmen der aktuell 
geplanten Freiwilligeneinsätze von Deutschen 
wird ein kompletter Airbus umgebaut, um 
infizierte Helfer unter Hochsicherheitsbe-
dingungen nach Deutschland evakuieren zu 
können. Zugleich fehlt es dem Gesundheits-
personal vor Ort immer noch an Grundsätz-
lichem wie ausreichender Schutzkleidung, 
häufig sind noch nicht einmal Handschuhe 
und Mundschutz vorhanden. 

Antworten auf die vor Ort viel dringliche-
ren ›sicherheitsrelevanten‹ Fragen werden 
durch die hiesige Debatte verstellt. Wie ist ein 
menschenwürdiger Abschied von Sterbenden 
und Toten möglich, wenn die Angehörigen sie 

_LUX_1403.indb   106 10.12.14   18:00



einstiege finden | Luxemburg 3/2014     107

nicht mehr berühren und wichtige Rituale der 
Vorbereitung auf die Beerdigung nicht mehr 
durchführen dürfen? Einen Umgang mit 
solchen Alltagsproblemen zu finden, ist aber 
wesentlich für eine erfolgreiche Bekämpfung 
der Epidemie. Im hiesigen Diskurs spielt dies 
kaum eine Rolle.

Vertrauen als Ressource 
In der Situation einer Epidemie ist es essenzi-
ell, über Infektionsrisiken aufzuklären und zu 
begründen, warum bestimmte Maßnahmen 
notwendig sind, um Infektionsketten zu unter-
brechen und Ansteckungsrisiken zu vermeiden. 
Dies kann jedoch nur gelingen, wenn in der 
Bevölkerung ein Mindestmaß an Vertrauen in 
die guten Absichten der eigenen Regierung, 
Behörden und gegebenenfalls ausländischen 
Helfer vorhanden ist. Und wenn die Menschen 
konkrete positive Erfahrungen machen, den 
Eindruck gewinnen, dass ihnen in Gesundheits-
stationen und Krankenhäusern geholfen wird. 

Das Vertrauen in staatliche Autoritäten 
ist nach einem jahrelangen Bürgerkrieg mit 
nur wenigen verurteilten Kriegsverbrechern 
jedoch weitgehend zerstört. Zu einer desolaten 
öffentlichen Infrastruktur kommen Eliten, die 
sich in erster Linie um ihr eigenes, statt um 
das Gemeinwohl sorgen. Wer den Staat noch 
nie in einer fürsorglichen Rolle erlebt hat, ist 
ihm gegenüber begründet misstrauisch. In 
einer solchen Konstellation sind Gerüchte 
darüber, dass die Desinfektionsteams, die 
öffentliche Marktplätze und die Umgebung von 
Krankenhäusern reinigen, in Wirklichkeit die 
Krankheit erst verbreiten, weniger irrational, 
als sie auf den ersten Blick scheinen mögen. So 
berichtete Paul Bangura, einer der Partner von 

medico international in Sierra Leone, dass viele 
Menschen nicht einmal die Nahrungsmittel der 
Regierung annehmen. Sie vermuten, dass mit 
ihnen etwas nicht stimme. Bereits zu Beginn 
der Epidemie machte das Gerücht die Runde, 
die Regierung würde sich extra viel Zeit lassen, 
auf die Krise zu reagieren, weil der Distrikt, in 
dem die ersten Ebola-Fälle auftraten, bei den 
letzten Wahlen mehrheitlich die Opposition 
unterstützt hatte (medico international 2014b). 

Zerstörung sozialer und ökonomischer 
Infrastrukturen
Soziale Infrastrukturen in der Region wur-
den jahrzehntelang vernachlässigt, weil die 

Flüchtlingscamp Newroz nahe Dêrik, Rojava
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Gewinne aus dem staatlich organisierten 
Abbau reicher Bodenschätze vorwiegend in 
die Taschen der lokalen Eliten flossen. Gleich-
zeitig geht die desolate Situation öffentlicher 
Daseinsvorsorge auf das Konto des neolibera-
len Washingtoner Konsensus und der daraus 
resultierenden internationalen Politik. Die 
Länder des Südens wurden seit den 1980er 
Jahren gezwungen, ihre exportorientierten 
Ökonomien möglichst niedrig zu besteuern, 
freie Kapitalflüsse zu ermöglichen und ihre 
Haushalte durch niedrige öffentliche Investiti-
onen zu sanieren. Nun sind die dramatischen 
Folgen dieser Politik zu beobachten: Vernach-
lässigte Gesundheitseinrichtungen wurden zu 
Infektionszentren. Sie waren materiell nicht 
in der Lage, auch nur die Mindestregeln einer 
hygienischen Krankenversorgung einzuhalten. 
In Sierra Leone kommt auf 30 000 Patienten 
ein Arzt – das entspricht etwa einem Prozent 
der Ärztedichte in Deutschland. Das Ausmaß 
der Epidemie überfordert die schwachen 
Strukturen und schwächt sie zusätzlich 
durch die vielen Erkrankungen und den Tod 
Hunderter GesundheitsarbeiterInnen, die sich 
bei der Pflege der Kranken infiziert haben.

Aufgaben und Herausforderungen
Die hauptsächlich betroffenen Länder 
brauchen dringend kurzfristige Unterstützung 
bei der Krankenversorgung, Aufklärung und 
Vermeidung von Neuinfektionen. Gleichzeitig 
müssen die Lebensgrundlagen derjenigen 
gesichert werden, die besonders unter den 
Quarantänemaßnahmen leiden – etwa all 
jene, deren ökonomische Basis von Mobilität 
und täglichen Kleinsteinkommen abhängt 
und die keine Reserven zum Ausgleich von 

Einkommensausfällen haben. Insbesondere 
lokalen Organisationen in den Krisenländern 
verfügen hier über Erfahrungen, die es zu 
würdigen gilt. Viele Organisationen der Zivil-
gesellschaft, die sich in den letzten Jahren in 
diesen Ländern um die Einhaltung der Men-
schenrechte, die Rechte von Flüchtlingen oder 
den Zugang von armen und marginalisierten 
Menschen zur Gerichtsbarkeit gekümmert 
haben, sind aktuell in der Ebola-Aufklärung 
aktiv. Sie versuchen, die strukturellen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass die Epide-
mie erfolgreich eingedämmt werden kann. 
Sie gilt es noch viel stärker in die Planungen 
und Maßnahmen zur Bewältigung der Krise 
einzubinden. Indem ihre Arbeit gestärkt wird, 
könnte man das aktuelle Modewort von der 
›Good Governance‹ mit Leben füllen und 
einen Politikwandel hin zu mehr Transparenz 
und Verantwortlichkeit der lokalen Behörden 
und politischen Systeme einleiten.

Zugleich sollten wir die langfristigen 
Perspektiven nicht aus dem Auge verlieren. Für 
einen nachhaltigen Aufbau funktionierender 
und patientenzentrierter Gesundheitsdienste 
müssen auch international verlässliche 
Strukturen geschaffen werden. Statt einer 
kurzfristigen Programmfinanzierung, die 
einzelne Gesundheitsaufgaben übernimmt, 
müsste es eine dauerhafte Finanzierungssi-
cherheit für jene Länder geben, die eine solche 
soziale Infrastruktur nicht aus eigenen Mitteln 
aufbauen können. Die Idee einer verbindlichen 
und nicht mehr nur auf freiwilligen karitativen 
Zuschüssen beruhenden Gesundheitsfinanzie-
rung bringt medico international zusammen mit 
anderen seit etlichen Jahren in die internatio-
nale Debatte ein (vgl. Gostin et al. 2011). 
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Ein Großteil der medizinischen Forschung 
beruht auf den finanziellen Gewinnanreizen 
eines auf Patenten basierenden Vergütungs-
systems. Forschungsfinanzierung müsste 
von Profitinteressen entkoppelt werden. Über 
einen Weg dahin wird bei der WHO und 
anderswo seit vielen Jahren gestritten. Echte 
Reformvorschläge werden jedoch von interes-
sierter Seite ausgebremst – zum Beispiel der 
Versuch, ein Abkommen zu verabschieden, 
dass die Staaten verpflichten würde, feste Bei-
träge für eine öffentlichen Forschung bereit-
zustellen und damit gezielt die Entwicklung 
von Lösungen für vernachlässigte Krankheiten 
anzugehen. Hier agieren viele ›Erste-Welt‹-
Staaten als fürsorgliche Beschützer ›ihrer‹ 
privaten Pharmaunternehmen.

Auch auf der Ebene der globalen Gesund-
heitspolitik macht Ebola akuten Handlungsbe-
darf deutlich: Die WHO ist die internationale 
Institution, die den Auftrag hat, in internatio-
nalen Gesundheitskrisen koordinierend tätig 
zu werden. Durch jahrelange Mittelknappheit 
gerade in ihrer Katastrophenabteilung ist sie 
jedoch stark geschwächt. Die finanzstarken 
Mitgliedsländer haben schon lange überwie-
gend auf einzelne Projekt- und Programmfi-
nanzierung umgestellt, um mehr Einfluss auf 
die WHO zu nehmen. Auch hier ist weiterhin 
Druck von außen nötig, um in den aktuell 
laufenden Reformprozessen eine größere 
Unabhängigkeit gegenüber ihren eigenen 
Gebern zu erreichen. Zugleich sollte die Ein-
flussnahme von korporativen Interessen (etwa 
der Pharma- und Nahrungsmittelindustrie 
oder anderer Akteure wie der Gates-Stiftung) 
auf die Urteile und Arbeitsebenen der WHO 
minimiert und öffentlich kritisiert werden. 

Solchen Druck aufzubauen, kann nur gelin-
gen, wenn die Menschen vor Ort gegenüber 
ihren eigenen Behörden und Verantwortlichen 
gestärkt werden, so wie es aktuell das Network 
Movement for Justice and Development in Sierra 
Leone macht. Die Aufklärungsarbeit zu Ebola 
verbinden sie mit einer Mobilisierung der 
Gemeinden für eine bessere gesundheitliche 
Infrastruktur. Aus solchen lokalen Initiativen 
könnten im besten Fall auch regionale und 
internationale Bewegungen entstehen. Das 
People‘s Health Movement beispielsweise 
versucht den Kampf der Akteure vor Ort zu 
unterstützen und ihre Stimme auf der Ebene 
der internationalen Debatten und Entschei-
dungen hörbar zu machen. Dieser Bewegung 
und ihren Verbündeten geht es darum, dem 
›Menschenrecht auf Gesundheit‹ auf verschie-
denen Ebenen zur Durchsetzung zu verhelfen.

zum weiterlesen:
Unter www.medico.de/ebola findet sich ein umfangreiches 
Dossier zum Thema, mit Berichten von Partnern aus Sierra 
Leone und Analysen des People’s Health Movement.
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Was ist linke 
Migrationspolitik?
Warum globale Bewegungsfreiheit nicht nur ethisch geboten, 

sondern strategisch notwendig ist 

Fabian Georgi Die Eskalation ökonomischer Konflikte und 
sozialer Krisen zu Kriegen, die oft eigenen 
ethnisierten und religiösen Logiken folgen, 
erscheint unter kapitalistischen Bedingungen 
als systemische Notwendigkeit.1 Ebenso 
notwendig erscheint es, dass Menschen sich 
entscheiden, auf die verflochtenen Folgen 
von Krisen und Krieg mit einer ›eigensinni-
gen‹ Mobilität zu reagieren: mit Flucht und 
Auswanderung, mit Praktiken der Migration, 
die eine wirkliche soziale Bewegung hervor-
bringen. Sie heben den jetzigen Zustand nicht 
auf, sondern versuchen, sich seinen Folgen zu 
entziehen und dem eigenen Wunsch auf ein 
besseres Leben zu folgen. 

Die europäischen Staaten reagieren auf 
diese Bewegungen seit den 1980er Jahren 
zunehmend repressiv. Die Europäisierung 
der Migrationspolitik dient als Katalysator 
und Medium ständiger Verschärfungen: 
Dublin III hebelt das Asylrecht weiter aus, 
Frontex perfektioniert die Grenzabschottung, 
und dystopische Großtechnologien wie das 
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biometrische Entry-Exit-System intensivieren 
den herrschaftlichen Zugriff auf die subalterne 
Mobilität. Seit den frühen 1980er Jahren 
wehren sich migrantische Bewegungen und 
linke AktivistInnen gegen solche Politiken. 
Mit Slogans wie ›Kein Mensch ist illegal‹ und 
›No Border! No Nation!‹ haben sie die Idee 
globaler Bewegungsfreiheit auf die Agenda 
sozialer Bewegungen gesetzt. Sie beschreiben 
die Idee, dass sich alle Menschen frei auf der 
Erde bewegen können, dass sie leben und sich 
niederlassen können, wo sie möchten, und 
dabei gleiche Rechte genießen, ungeachtet 
ihrer ›Nationalität‹, ihrer ›Staatsbürgerschaft‹ 
oder anderer Kriterien. Selbstorganisierte 
sans-papiers und refugees sowie die NoBorder-
Bewegung haben globale Bewegungsfreiheit 
als ein gegenhegemoniales Projekt konstitu-
iert, als ein politisches Vorhaben, das die ›tiefe 
Hegemonie von Grenzen‹ radikal infrage stellt. 

Dieses Projekt wird vielfach kritisiert. 
Globale Bewegungsfreiheit löse keine Prob-
leme, sagen manche. Zwar müsste niemand 
mehr im Mittelmeer ertrinken aber worum es 
doch eigentlich gehe, sei die Möglichkeit, nicht 
weggehen zu müssen. »It must be a viable 
option to stay in one’s country«, so die Europä-
ische Union. »Vom Recht zu gehen – und zu 
bleiben« spricht deshalb medico international. 
Die Forderung nach offenen Grenzen scheint 
schlimmstenfalls eine moralistische Position 
zu sein, die jene politökonomischen Struktur-
dynamiken aus den Augen verliert und ver-
ewigt, die Migration aus dem globalen Süden 
und Chauvinismus im globalen Norden ständig 
neu hervorbringen. Ein erster Schritt, um in 
diesem Dickicht der Widersprüche Klarheit zu 
gewinnen, ist Analyse.

Analyse: Tiefe Hegemonie der Grenze
Migrationskontrollen sind ein grundlegendes 
und nicht beliebig aufhebbares Strukturmerk-
mal bürgerlich-kapitalistischer Staaten (vgl. 
Georgi 2013). Die Europäisierung (und Interna-
tionalisierung) eines ›Migrationsmanagements‹ 
definiert dessen historisch jüngste Phase. Seine 
ständige Umgestaltung wird zentral durch zwei 
Konflikte vorangetrieben. 

Der erste besteht zwischen verschiedenen 
Fraktionen der ›Weltarbeiterklasse‹. Auf der 
einen Seite steht eine subalterne Mobilität: 
Menschen aus peripheren Räumen versuchen, 
durch Migration (in die nächste Stadt, in 

regionale Metropolen oder in den globalen 
Norden) Schutz, Arbeit und ein besseres Leben 
zu finden. Zu einem wesentlichen Teil ist diese 
Mobilität eine eigensinnige Reaktion auf die 
dramatischen Folgen neoliberaler Globalisie-
rung, der jüngsten kapitalistischen Expansions-
phase. Auf der anderen Seite reagieren große 
Teile der Bevölkerungen des globalen Nordens 
restriktiv auf diese Mobilität. Angesichts 
von Sozialabbau und wachsender Prekarität 
versuchen sie, in einer rassistisch geprägten 
Dynamik die Privilegien ihrer ›imperialen 
Lebensweise‹ und den Mehrwert ihrer ›natio-
nal-sozialen‹ Bürgerrechte auch durch repressiv 
ausgebaute Migrationskontrollen abzusichern. 

Fabian Georgi ist Politologe, forscht zu Migration­
regimen und ist wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
der Universität Marburg. Er ist aktiv im Netzwerk 
für kritische Migrations- und Grenzregimeforschung 
und Gründungsmitglied von reflect! Assoziation für 
politische Bildung und Gesellschaftsforschung.
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Der zweite Konflikt ist eine ›arbeitskraftpoliti-
sche‹ Auseinandersetzung. Hier geht es darum, 
wie die EU-Staaten die für den kapitalistischen 
(Re-)Produktionsprozess nötigen Arbeitskräfte 
mobilisieren. Wie frühere Arbeitskraftstrate-
gien zielt das heutige ›Migrationsmanagement‹ 
darauf, die Mobilität der Weltarbeiterklasse zu 
regulieren und sie abgestuft zu entrechten, 
dieses Mal durch ihre ›Migrantisierung‹ als 
Effekt von Ausländerrecht und rassistischen 
Diskursen. 

Was staats- und kapitalnahe ExpertInnen 
heute fordern, ist nichts anderes als ein 
System ›globaler Apartheid‹: Die überwie-
gende Mehrheit subalterner Bevölkerungen 
soll in ihren ›Homelands‹ räumlich fixiert 
werden, während die Mobilität nützlicher 
Gruppen durch Pässe, Visa und Grenzen 
selektiv inwertgesetzt, also profitabel gemacht 
wird. Der gewollte Effekt ist, dass die meisten 
Menschen im globalen Süden unmenschlichen 
Lebensbedingungen nur schwer entkommen 
können. ›Migrationsmanagement‹ zielt darauf 
zu verhindern, dass scheiternde und ungleiche 
Akkumulation und damit verbundene soziale 
Krisen und Kriege aus peripheren Räumen in 
den globalen Norden ›überschwappen‹. Erst 
eine solch selektive Blockade ermöglicht es 
den Eliten und Bevölkerungen im Norden, 
ihre ›imperiale Lebensweise‹ zu genießen, die 
notwendigerweise darauf beruht, deren sozi-
ale, ökologische und ökonomische Kosten zu 
externalisieren und die so im globalen Süden 
erzeugten Lebensbedingungen zu ignorieren. 
Aus diesem Zusammenhang speist sich die 
›tiefe Hegemonie von Grenzen‹. Migrations-
kontrollen sind Teil des Staatsfetischs. Wie der 
Staat insgesamt erscheinen sie dem Alltagsbe-

wusstsein der Menschen im globalen Norden 
als selbstverständliche und unhintergehbare 
Voraussetzung der eigenen Existenz. 

Migrationskontrollen haben also den 
Effekt, periphere Bevölkerungen zu ent-
machten, ihre Stellung in den nationalen und 
internationalen Kräfteverhältnissen massiv 
zu schwächen – und so ihren subalternen 
Status zu verewigen. Gelänge es, ein Recht 
auf globale Bewegungsfreiheit durchzusetzen, 
würde sich die Machtstellung der subalternen 
Fraktionen der Weltarbeiterklasse dramatisch 
verbessern. Globale Bewegungsfreiheit ist 
deshalb nicht nur ethisch geboten, sondern 
strategisch notwendig, um globale Kräftever-
hältnisse im emanzipatorischen Sinne zu ver-
schieben. Dies wiederum ist eine Bedingung 
dafür, die Ursachen kapitalistischer Krisen 
und Kriege endlich aufzuheben.

Rechtfertigung: Es geht um  
Abolitionismus
Auf Basis einer solch grundlegenden Analyse 
ist es schwierig, eine linke Migrationspolitik 
zu entwerfen. Das Projekt globaler Bewe-
gungsfreiheit knüpft an frühere Kämpfe an, 
die auf die vollständige ›Abschaffung‹ grund-
legender Unrechtssysteme zielten. Wenn 
alle Menschen frei und gleich an Würde und 
an Rechten geboren sind, dann müssen alle 
Privilegien, die auf zufälligen oder ethisch ir-
relevanten Eigenschaften basieren, abgeschafft 
werden. Die großen Emanzipationskämpfe 
gegen Feudalismus und Sklaverei wurden auf 
dieser Grundlage geführt, ähnlich die Kämpfe 
gegen Kastensysteme, patriarchale Unterdrü-
ckung, rassistische Entrechtungen und die 
heteronormative Diskriminierung von LGBTI. 
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In der Vergangenheit dachten vor allem Weiße 
Menschen, dass Schwarze Menschen natürlich 
nicht die gleichen Rechte haben können 
wie sie. Männer dachten, dass Frauen ihnen 
natürlich untergeordnet seien. Und heute 
denken die StaatsbürgerInnen des globalen 
Nordens, dass die Menschen des globalen 
Südens selbstverständlich an Grenzen gestoppt 
und abgeschoben werden dürfen. Hier setzt 
das Projekt globaler Bewegungsfreiheit an. Es 
entlarvt die scheinbare Selbstverständlichkeit 
von Migrationskontrollen als eine weitere, 
willkürliche und nicht zu rechtfertigende 
Hierarchisierung von Menschen. Es zielt nicht 
auf eine ›linke Migrationspolitik‹, nicht auf 
›humane‹ und ›faire‹ Kontrollen. Es zielt auf 
deren Abschaffung.

Richtungsforderungen und  
Transformationsprojekte
Dennoch können Richtungsforderungen 
sinnvoll sein, radikalreformistische Trans-
formationsprojekte, die in der Logik einer 
revolutionären Realpolitik das Terrain bereiten 
(Räume, Netzwerke, Diskurse, Institutionen), 
auf dem um die Abschaffung von Kontrollen 
gekämpft werden kann. Im Folgenden skizzie-
re ich sechs solcher strategischen Projekte. 

Projekt I: Einen Offensiven Diskurs entwi-
ckeln. Linke und linksliberale KritikerInnen 
der europäischen Migrationspolitik sehen sich 
mit nur schwer auflösbaren Widersprüchen 
konfrontiert. Verzweifelt verteidigen sie die 
Überreste des ›Flüchtlingsschutzes‹ – und 
affirmieren so die Abschottung gegenüber 
Migration aus ökonomischen und anderen 
Gründen. Sie empfinden gewaltsame Ab-
schiebungen als zutiefst unmenschlich und 

wissen, dass Frontex-Patrouillen die (eigene) 
privilegierte Lebensweise absichern. Doch sie 
schrecken davor zurück, die Konsequenzen 
aus ihrer ethischen Sensibilität zu ziehen: 
keine Abschiebungen, ein globales Recht auf 
Migration, gleiche Rechte für alle. 

Für dieses Zögern gibt es Gründe: die 
Taktik pragmatischer Realpolitik, die Sorge, 
offene Grenzen untergrüben die Fundamente 
des europäischen Sozialmodells. Globale 
Bewegungsfreiheit scheint ethisch geboten – 
und zugleich unmöglich. Viele Linke sind 
sich dieses Dilemmas nur zu bewusst. Es 
wird meist ignoriert. Weil sich die Linke nicht 
mit den Widersprüchen der eigenen Position 
konfrontiert, gerät sie in die Defensive: Sie 
ist darauf verwiesen, die Einhaltung von 
Menschenrechten anzumahnen und die 
Nützlichkeit von MigrantInnen zu beschwö-
ren. Um in die Offensive zu gelangen, müsste 
sie die Widersprüche linker Migrationspolitik 
intensiv reflektieren und daraus eine neue 
Ethik entwickeln, einen offensiven Diskurs, 
der Nord-Süd-Verhältnisse und Arbeitskraft als 
die ›eigentlichen‹ Probleme benennt, utilita-
ristische Erwägungen zurückweist und das 
Recht auf globale Bewegungsfreiheit selbstbe-
wusst zum Maßstab des eigenen politischen 
Handelns erklärt. 

Projekt II: Progressives Rollback. Als 
Minimalprogramm, als ›Haltelinien‹, müsste 
eine progressive Migrationspolitik die in den 
letzten Jahrzehnten eingeführten asylpoliti-
schen Verschärfungen zurücknehmen. Sie 
müsste das Dublin-III-Regime ebenso abschaf-
fen wie die im ›Asylkompromiss‹ von 1993 
eingeführten Rechtskategorien der ›sicheren 
Herkunfts- und Drittstaaten‹. Das Gleiche gilt 
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für Residenzpflicht, Lager, Abschiebegefäng-
nisse, Arbeitsverbote und das Asylbewerber-
leistungsgesetz. Zudem muss sie die Rechte 
von Illegalisierten verteidigen und juristisch 
verankern, genauso ihren Zugang zu Bildung, 
medizinischer Versorgung und Rechtsschutz 
gegen Gewalt und Ausbeutung. Sie muss die 
Kooperation von Kitas, Schulen, ÄrztInnen 
oder kommunalen Einrichtungen mit den 
Ausländerbehörden beenden. Vorbild könnten 
die ›Sanctuary Cities‹ in Nordamerika sein, 
darunter Toronto, Los Angeles und New York 
(vgl. dazu Mogilyanskaya in diesem Heft). 

Projekt III: Akteure stärken. Eine radikalre-
formistische Migrationspolitik muss die eigene 
soziale und politische Basis stärken. Dies 
hieße vor allem, es den von Rassismus und 
Entrechtung Betroffenen zu ermöglichen, sich 
zu verteidigen und zu organisieren, etwa durch 
Gewerkschaftsrechte, Rechtsschutz, großzügi-
ge Prozesskostenhilfe in Asylverfahren und die 
Finanzierung sozialer und politischer Verei-
nigungen (beispielsweise über unabhängige 
Stiftungen). Weitere Ansatzpunkte gäbe es in 
der Wissenschaftspolitik und bei der Stärkung 
migrationspolitischer NGOs.

Projekt IV: Massenlegalisierung. »Aquí 
estamos y no nos vamos!« rufen migrantische 
AktivistInnen in den USA seit den Massen-
protesten von 2006. »Wir sind hier, und wir 
gehen nicht weg!« Ähnlich wie in den USA 
und in vielen EU-Staaten bereits geschehen, 
müsste es eine radikalreformistische Migra-
tionspolitik in Deutschland zu ihrem Projekt 
machen, die bereits hier lebenden Menschen 
zu legalisieren. Bleiberecht für alle! Perspekti-
visch wären politische und soziale Bürgerrech-
te an den Aufenthalt in der EU zu knüpfen.

Projekt V: Soziale Rechte durchsetzen. Im 
Kapitalismus sind Migrationsregime immer 
auch Arbeitskraftregime. Deshalb muss sich 
eine linke Migrationspolitik direkt gegen eine 
neoliberale Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
richten, für die die Entrechtung qua Auslän-
derrecht nur ein Mechanismus von vielen 
ist, um Löhne zu senken und Arbeitsbedin-
gungen zu verschlechtern. Es müsste darum 
gehen, gleiche soziale Rechte für alle Arbeiter
Innen auszubauen und durchzusetzen, dass 
Lohnbestimmungen und Arbeitsstandards 
eingehalten werden.

Projekt VI: Visaregime abrüsten. Eine 
radikalreformistische Migrationspolitik müsste 
schließlich die globale Apartheid im EU-
Visaregime durchbrechen. Ohne Visazwang 
könnten die Menschen, die derzeit im Mit-
telmeer ertrinken, gefahrlos mit Fähren und 
Flugzeugen in die EU gelangen. Meint man es 
ernst damit, das Sterben an den Grenzen zu 
beenden, bleibt keine Wahl, als Visavorgaben 
abzuschaffen oder radikal zu liberalisieren. 
Eine Möglichkeit wären ›Asylvisa‹, die dazu 
berechtigen würden, in die EU einzureisen, 
um dort einen Asylantrag zu stellen. Men-
schen werden auch weiterhin versuchen, in 
der EU Schutz und Arbeit zu finden. Linke 
Migrationspolitik muss ihnen ermöglichen, 
dies gefahrlos zu tun.

Gegenhegemoniale Strategien
Um die skizzierten Projekte durchzusetzen, 
müsste man unterschiedliche gesellschaftliche 
Kräfte beziehungsweise »Hegemonieprojekte« 
(Forschungsgruppe ›Staatsprojekt Europa‹ 
2014) strategisch einbinden, neutralisieren 
und ausschließen. Ein Ausgangspunkt wäre, 
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sie im Milieu des linksliberal-alternativen 
Hegemonieprojekts zu verankern (NGOs, 
linke Parteien, soziale Bewegungen, kritische 
Wissenschaft). Wie beschrieben (Projekt I), 
bedarf es dazu einer intensiven Reflexion der 
Widersprüche linker Migrationspolitik und 
eines offensiven Diskurses.

In einem zweiten Schritt müssten 
Gewerkschaften, Sozialverbände und deren 
soziale Basen eingebunden werden. Sie sind 
zentrale ProtagonistInnen national-sozialer 
Hegemonieprojekte. Große Teile dieser Akteu-
re lehnen eine liberalere Migrationspolitik ab 
und fürchten verschärfte Konkurrenz um Löh-
ne, Arbeitsplätze und Sozialleistungen. Teils 
ist ihre Furcht das Resultat rechter Propagan-
da. Dagegen muss die Linke erklären, wie res-
triktive Migrationspolitik die Entrechtung aller 
ArbeiterInnen vorantreibt. Doch ihre Skepsis 
hat einen rationalen Kern. ›Einheimische‹ Ar-
beiterInnen werden durch den ausgrenzenden 
Charakter der europäischen Wohlfahrtsstaaten 
real privilegiert. Eine Einbindung dieser 
Kräfte könnte dennoch gelingen, würde linke 
Migrationspolitik deren national-soziale Logik 
durchbrechen. Sie müsste gleiche soziale 
Rechte für alle ausbauen und die Einhaltung 
von Lohnbestimmungen und Arbeitsstandards 
radikal durchsetzen (Projekt V). Das Problem 
verschärfter Konkurrenz unter den Lohnab-
hängigen wäre damit nicht aufgehoben, aber 
relativiert.

In einem dritten Schritt müssten Akteure 
des neoliberalen Hegemonieprojekts (Unter-
nehmen, Arbeitgeberverbände) dazu gebracht 
werden, eine radikalreformistische Migrati-
onspolitik nicht zu torpedieren. Die Chancen 
dafür stehen so schlecht nicht. Kapitalakteure 

fordern ständig eine Liberalisierung des 
Einwanderungsregimes. Eine radikalrefor-
mistische Migrationspolitik würde jedoch die 
Entrechtung migrantischer Lohnabhängiger 
abschaffen und arbeitsrechtliche Normen ra-
dikal durchsetzen. Das würde den Widerstand 
neoliberaler Akteure provozieren. Deshalb 
ließe sich wohl höchstens eine passive Akzep-
tanz durch diese Kräfte erreichen.

Viertens werden die Projekte einer linken 
Migrationspolitik am ehesten am Widerstand 
autoritär-kleinbürgerlicher Milieus, konserva-
tiver Eliten und Rechtsradikaler scheitern, die 
eine solche Politik erbittert bekämpfen würden. 
Sie und ihre VertreterInnen im erweiterten 
Staat wird man nicht integrieren können. Sie 
müssen hegemoniestrategisch ausgeschlos-
sen werden. Ansatzpunkt dafür könnte ein 
offensiver Diskurs sein, der nationalistischen 
Widerstand durch die Berufung auf humanisti-
sche Ideale strategisch delegitimiert.

Schließlich wird jede linke oder progres-
sive Migrationspolitik in dem Widerspruch 
gefangen bleiben, dass sie nie human und 
gerecht sein kann, dass Migrationspolitik in 
einem kapitalistischen und rassistischen Welt-
system immer gewaltvoll ist und dass sie selbst 
Teil des Problems ist, das abgeschafft gehört.
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»…sich nicht  
zu beteiligen!« 
Zivilklauseln in der Wissenschaft

Nicole Gohlke Der neoliberale Umbau der Hochschulen 
und ihre chronische Unterfinanzierung rufen 
immer mehr private Forschungsförderung auf 
den Plan – dies gilt auch für Rüstungskonzer-
ne. Durch Auftragsforschung, von Unterneh-
men gestiftete Lehrstühle und gemeinsame 
Institutionen wird eine akademische Unterstüt-
zung militärischer Aufrüstung organisiert und 
letztlich Kriegsführung befördert. Wie Recher-
chen des Norddeutschen Rundfunks und der 
Süddeutschen Zeitung bekannt machten, hat 
das Pentagon seit Jahren militärisch motivierte 
Forschungsprojekte an öffentlichen Hochschu-
len und außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen in der Bundesrepublik finanziert. Etwa 
zehn Millionen Euro sind seit 2013 geflossen, 
beispielsweise 500 000 US-Dollar an die 
Ludwigs-Maximilian-Universität in München 
für die Erforschung von Sprengstoffen.1

Informationen zu diesem Themenkom-
plex bleiben jedoch rar. Auf parlamentarischer 
Ebene versucht die Linksfraktion, militärische 
und wehrtechnische Forschung an staatlichen 
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Hochschulen und an öffentlich geförderten au-
ßeruniversitären Wissenschaftseinrichtungen 
aufzudecken.2 Verschiedene Kleine Anfragen 
an die Bundesregierung belegen, dass hier 
sowohl im Auftrag des US-Verteidigungsmi-
nisteriums geforscht wurde (Bundestagsdruck-
sache/BT-Drs. 18/241) als auch im Rahmen 
sogenannter Ressortforschungsaufträge für das 
deutsche Bundesministerium der Verteidigung 
(BT-Drs. 18/851). Diese Projekte sind aller-
dings – wie die Aufträge seitens der Rüstungs-
industrie – unter Geheimhaltung gestellt 
(BT-Drs. 17/3337, 18/851, Schriftliche Einzelfra-
gen 6/204 und 6/205). Wettbewerbsrecht und 
›nationale Sicherheitsinteressen‹ stehen über 
Transparenz und einer öffentlichen Debatte – 
so die Haltung der Regierung. 

Traditionslinien
Die Indienstnahme von Wissenschaft für 
Kriegszwecke hat eine lange und unrühmliche 
Tradition. Ohne die Beteiligung von Wissen-
schaftlerInnen an militärischen Projekten 
wären der Erste und Zweite Weltkrieg so nicht 
möglich gewesen. Panzer, U-Boote, Kampf-
flugzeuge und chemische Waffen wurden in 
Kooperation entwickelt. Ein bekanntes Beispiel 
ist die Arbeit des deutschen Chemikers Fritz 
Haber, dessen ›patriotischer‹ Einsatz die 
Verwendung von Giftgas im Ersten Weltkrieg 
ermöglichte und Tausenden Menschen das 
Leben kostete. Zwischen 1933 und 1945 erfasste 
die Militarisierung einen Großteil der Wissen-
schaft in Deutschland, weshalb nach 1945 an 
einigen Hochschulen bereits eine sogenannte 
Zivilklausel eingeführt wurde, die militärtaugli-
che Forschung untersagt. Eine Indienstnahme 
der Wissenschaft für militärische Zwecke setzte 

sich jedoch im Wettrüsten des Kalten Krieges 
fort. Als in Deutschland Konrad Adenauer 
und Franz Josef Strauß 1957 eine Bewaffnung 
der Bundeswehr mit Atomwaffen anstrebten, 
stellten sich die »Göttinger 18«, 18 renommierte 
Atomforscher, dagegen. Sie unterzeichneten 
eine Verpflichtungserklärung, sich nicht »an 
der Herstellung, der Erprobung oder dem 
Einsatz von Atomwaffen« zu beteiligen. Am 
Atomforschungszentrum in Karlsruhe wurde 
ebenfalls eine Zivilklausel eingeführt, um 
die Entwicklung von Kernwaffen zu verhin-
dern. Die Verpflichtung zu einer rein zivilen 
Forschung erfuhr bis zu den 1980er Jahren 

immer wieder auch international Zuspruch. 
Mitten im atomaren Wettrüsten beriefen sich 
130 WissenschaftlerInnen und TechnikerIn-
nen auf die Zivilcourage der »Göttinger 18« 
und unterzeichneten 1984 die »Darmstädter 
Verweigerungsformel«. Dutzende von Demons-
trationen, Kongressen, Ringvorlesungen und 
Publikationen an Wissenschaftseinrichtungen 
aus unterschiedlichsten Disziplinen bezogen zu 
Zeiten der Friedensbewegung gegen militäri-
sche Forschung Stellung.

Bundeswehr 2.0 und dual use 
Der Kalte Krieg ist Geschichte – von einer 
Zivilisierung der Außenpolitik und mit ihr 
der Wissenschaft sind wir aber weit entfernt. 
Gerade in der Bundesrepublik erleben wir seit 

Nicole Gohlke ist Kommunikationswissenschaft­
lerin sowie hochschul- und wissenschaftspolitische 
Sprecherin der Fraktion die LINKE im Bundestag.
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1990 eine neue Stufe der Militarisierung von 
Außenpolitik: Der Umbau der Bundeswehr 
zur global einsetzbaren Hightech-Armee ist 
proklamiertes Ziel. Der Beschaffungsetat für 
Ausrüstung, Transport und Kriegsmaschine-
rie steigt. Die vergangene Dekade kann als 
›goldenes Jahrzehnt‹ der Rüstungsindustrie 
bezeichnet werden, die führenden deutschen 
Rüstungsunternehmen steigerten ihre 
Verkaufsumsätze seit 2001 von vier auf knapp 
sieben Milliarden US-Dollar.3 Die in der Bun-
desrepublik entwickelten und produzierten 
Waffen sind weltweit im Einsatz, und auch der 
relativ neue Markt der Sicherheitstechnologie 
lockt mit hohen Wachstums- und Profitraten.4 

Vor diesem Hintergrund nimmt auch die For-
schung und Entwicklung im wehrtechnischen 
Bereich weiter zu: Im Vergleich zum Zeitraum 
2000 bis 2010 stiegen allein in den letzten vier 
Jahren die Auftragsvolumina des Bundesvertei-
digungsministeriums für Rüstungsforschung 
an öffentlichen Hochschulen um 150 Prozent 
und an außeruniversitären Forschungsein-
richtungen um 70 Prozent (BT-Drs. 17/3337, 
18/851). Details sind auch hier der Öffentlich-
keit nicht zugänglich – wegen vermeintlicher 
»Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland«. Politisch legitimiert werden soll 
diese Entwicklung durch einen neuen Sicher-
heitsbegriff, der äußere und innere Sicherheit 
argumentativ miteinander verknüpft (vgl. 
Hauswedell in diesem Heft). Klassische Kriege 
zwischen Staaten treten in den Hintergrund, 
vielmehr wird der »globale Terrorismus« als 
neuer Feind ausgemacht. Auch Kämpfe um 
Ressourcen und Transportwege oder Flücht-
lingsbewegungen werden als Bedrohung der 
Sicherheit eingestuft.

Seit den 1990er Jahren wird die Um-
strukturierung der Forschungslandschaft 
politisch vorangetrieben: Zivile und militäri-
sche Forschung werden unter dem Stichwort 
dual use gezielt verzahnt, und damit wird 
der militärischen Forschung von der Politik 
die Tür zur zivilen Forschungslandschaft 
geöffnet.5 Wissenschaftsethisch relevante und 
gesellschaftlich umstrittene Fragen, wie bei-
spielsweise ob im Rahmen der Werkstofffor-
schung zu Sicherheitsglas ein direkter Nutzen 
für Militärfahrzeuge entstehen könnte oder 
ob im Rahmen der Entwicklung optischer 
Bauelemente auch an der Verbesserung von 
Drohnen und »präzisionsgelenkter Munition« 

Friedhof der Märtyrer, Qamishli, Rojava
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gearbeitet wird, werden mit Verweisen auf 
dual use schlicht umgangen. 

Widerstand heute: Offenlegung und Zivil-
klauseln jetzt!
Durch diese Verschränkung von ziviler und 
militärischer Forschung sowie durch die 
Geheimhaltungspraxen lässt sich oft nur schwer 
gegen die militärische Nutzung von Forschungs-
ergebnissen an öffentlichen Einrichtungen 
vorgehen. Seit 2009 wächst jedoch eine 
Bewegung von kritischen WissenschaftlerInnen, 
Studierenden und Gewerkschaften, die für eine 
Verankerung von Zivilklauseln an Hochschulen 
und öffentlichen Forschungseinrichtungen 
streitet. Gefordert wird eine Selbstverpflichtung, 
ausschließlich zivile und friedliche Forschung 
zu betreiben, auch gegen die politische motivier-
te Argumentation der Gegenseite, Zivilklauseln 
würden die im Grundgesetz verankerte Wissen-
schaftsfreiheit einschränken. 

Als die LINKE 2012 die Bundesregierung 
dazu aufforderte, gemeinsam mit den Bundes-
ländern Verantwortung für Forschungsfolgen zu 
übernehmen und sich dafür einzusetzen, Zivil-
klauseln in den Statuten der Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen sowie in den jeweili-
gen Landeshochschulgesetzen zu verankern und 
ihre eigene Auftragsvergabe nach rein zivilen 
Kriterien zu gestalten (BT-Drs. 17/9979), wies 
sie dieses Anliegen zurück. Inzwischen jedoch 
gibt es bundesweit 20 Hochschulen an denen 
Zivilklauseln entweder »ausschließlich zivile 
Forschung und Lehre« ermöglichen oder aber – 
freier interpretierbar – Forschung und Lehre für 
»friedliche Ziele« fordern. Da die Bundeswehr 
ihrem Selbstverständnis nach im Ausland auch 
auf »Friedensmissionen« ist, bietet die weichere 

Formulierung Möglichkeiten, die Selbstver-
pflichtung auf zivile Forschung zu umgehen. 
Leider werden aber auch klarer formulierte 
Zivilklauseln regelmäßig unterlaufen (BT-Drs. 
18/241, 18/851). 

Mit der Festschreibung von Zivilklauseln in 
den Statuten der Hochschulen wird es also nicht 
getan sein. Vielmehr muss sich um deren Ein-
haltung vor Ort aktiv gekümmert werden. Dafür 
braucht es wache und engagierte Wissenschaft-
lerInnen sowie funktionstüchtige demokratische 
Hochschulgremien, die über Geldgeber und 
Ziele der jeweiligen Forschungsprojekte gut 
informiert sind. Hier spielen entsprechende 
Anfragen der Linksfraktionen eine große Rolle. 
Ein positives Beispiel setzt momentan die Tech-
nische Universität Darmstadt mit einer vorbild-
lich eingebetteten Zivilklausel in transparente 
Entscheidungsprozesse. Mittlerweile hat sich 
hierzulande eine Art Zivilklausel-Community 
herausgebildet, die an zahlreichen Hochschulen 
präsent ist – auch ein Beispiel für eine alternati-
ve Außen- und Sicherheitspolitik. 

1	 Vgl. www.ndr.de/geheimer_krieg/geheimerkrieg247.html.
2	 Dazu gehören die Fraunhofer-Gesellschaft, die Helmholtz-
Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, die Leibniz-
Gemeinschaft und die Max-Planck-Gesellschaft.
3	 Vgl. www.sipri.org/research/armaments/production/
recent-trends-in-arms-industry/AP%20Top%20100%202002-
2012.xls/view.
4	 Vgl. www.canalys.com/static/press_release/2010/
r2010072.pdf, www.vdivde-it.de/publikationen/studien/
marktpotenzial-von-sicherheitstechnologien-und-
sicherheitsdienstleistungen.
5	 Im »Zukunftskonzept Informationstechnik« der 
Bundesregierung von 1989 heißt es: »In Zukunft wird 
auch verstärkt darauf hinzuwirken sein, sogenannte Dual-
Use-Technologien intensiver zu nutzen, d.h. zu versuchen, 
militärische Forderungen bei zivilen Entwicklungen frühzeitig 
mitberücksichtigen zu lassen, beziehungsweise auf derartige 
Dual-Use-Technologien in Form von Add-On-Programmen 
aufzusetzen, um den militärischen Bedarf zu decken.« Vgl. 
hierzu www.imi-online.de/2010/02/16/ruestung-durch-die-h.
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Vom langen Ende der 
Friedensforschung
… und wie ihr gesellschaftskritik abhanden kam

Werner Ruf Debatten über Krieg und Frieden sind nicht 
allein von geopolitischen Interessenkonstella-
tionen und Konfliktlagen beeinflusst, sondern 
ebenso von der gesellschaftlich organisierten 
Wissensproduktion zu diesen Fragen – in 
erster Linie an Hochschulen und außeruni-
versitären Forschungsinstituten. Aus dieser 
Einsicht gründeten eine Reihe kritischer Wis-
senschaftlerInnen 1968 die Arbeitsgemein-
schaft für Friedens- und Konfliktforschung 
(AFK) mit dem Ziel, die Friedensforschung 
als eigenständige akademische Disziplin zu 
etablieren. Das Ziel wurde erreicht, der Inhalt 
jedoch über die Jahre radikal verändert: Statt 
um Gesellschaftskritik geht es heute um 
Konfliktmanagement. 

Friedensforschung als  
Gesellschaftskritik
In ihren Anfängen war die AFK stark beein-
flusst von dem norwegischen Friedensforscher 
Johan Galtung, der wegen seiner Arbeiten zu 
»struktureller Gewalt« von Konservativen in 
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die Nähe der Rote-Armee-Fraktion gerückt 
wurde. Mehrheitlich ging es den Mitgliedern 
um eine gesellschaftskritische Ausrichtung 
ihrer Disziplin. ›Kritische Friedensforschung‹ 
verstanden sie in Anlehnung an die Frankfur-
ter Schule als eine Disziplin, die die Ursachen 
von Gewalt in den Gesellschaften selbst 
verortet und untersucht. In Abgrenzung zur 
traditionellen ›Befriedungsforschung‹ verstan-
den sich die kritischen FriedensforscherInnen 
als »wissenschaftliche Parteigänger von 
Menschen, die durch die ungleiche Verteilung 
sozialer und ökonomischer Lebenschancen in 
und zwischen Nationen (d.h. durch strukturel-
le Gewalt) betroffen sind: von Ausgebeuteten, 
von sozial Diskriminierten und von unmittel-
bar in ihrer physischen Existenz Bedrohten« 
(Wachsmuth 1998, 177). Ihr Friedensbegriff 
ging über das klassische Verständnis der 
Untersuchung eines (zwischenstaatlichen) 
Verhältnisses von Krieg und Frieden hinaus, 
und eine enge Zusammenarbeit mit der 
Friedensbewegung war selbstverständlicher 
Teil der eigenen wissenschaflich-politischen 
Praxis. In diesem Sinne bezogen die AFK 
und ihr Vorstand auch politisch Position und 
gaben Erklärungen zu aktuellen Konflikten 
ab. Der zu Ende gehende Vietnam-Krieg, die 
Ostpolitik der Regierung Brandt, aber auch 
der NATO-Nachrüstungsbeschluss zu Beginn 
der 1980er Jahre stärkten den ›kritischen‹ 
Flügel innerhalb der AFK. 

Lobbyismus für den Frieden 
Eine gewisse Unterstützung erfuhr die AFK 
zu Beginn ihres Wirkens auch im politischen 
Betrieb – ausschlaggebend waren hier die poli-
tischen Umbrüche des Jahres 1968. Nach der 

Bundestagswahl im September 1969 bildete 
Willy Brandt gemeinsam mit der FDP die erste 
sozialdemokratisch geführte Regierung der 
Nachkriegszeit. Am 5. März desselben Jahres 
war Gustav Heinemann zum Bundespräsiden-
ten gewählt worden. Der Spiegel porträtierte 
ihn folgendermaßen: »Im Bonner Bundestag 
stellte sich ein Lobbyist vor. Bundespräsident 
Gustav Heinemann warb in seiner Antrittsre-
de am 1. Juli um Unterstützung für eine neue 
Wissenschaft: die Friedensforschung.« Kurz 
darauf wurde die Deutsche Gesellschaft zur 
Förderung der Friedensforschung gegründet, 
um eine unabhängige Finanzierung jenseits 

des etablierten Systems der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) sicherzustellen – 
damals auch eine zentrale Forderung der AFK. 
Die DFG und ihr Gutachtersystem waren von 
den alten Ordinarien besetzt, die Friedens-
forschung mehrheitlich ablehnten oder gar 
bekämpften.1 Außerdem entstanden im Laufe 
der 1970er Jahre eine Reihe von Instituten für 
Friedensforschung: das Max-Planck-Institut 
zur Erforschung der Lebens- und Umweltbe-
dingungen der wissenschaftlich-technischen 
Welt, die Forschungsgemeinschaft der Evan-
gelischen Studiengemeinschaft Heidelberg 
(FEST), die Hessische Stiftung für Friedens- 

Werner Ruf ist Politologe und Friedensforscher 
und war bis zu seiner Emeritierung 2003 Profes­
sor für internationale und intergesellschaftliche 
Beziehungen und Außenpolitik an der Universität 
Kassel. Seit Jahren engagiert er sich im Ge­
sprächskreis Friedens- und Sicherheitspolitik der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung.
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und Konfliktforschung (HSFK), das Institut für 
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg (ISFH) und das Bonn 
International Center for Conversion (BICC).2 
Auch an Universitäten wurde die Friedensfor-
schung verankert, so vor allem an der Freien 
Universität Berlin, aber auch in Tübingen, 
Kassel und an anderen Hochschulen. 

Die Disziplin blieb aber politisch 
umkämpft. Nachdem Bayern bereits aus 
der DGFK-Finanzierung ausgestiegen war, 
wurde diese 1983 von der damaligen CDU-
FDP-Koalition komplett aufgelöst und die 
Förderung wieder der DFG zugewiesen. Unter 
Rot-Grün wurde mit der Deutschen Stiftung 
Friedensforschung zwar erneut eine DFG-
unabhängige Forschungsförderung eingerich-
tet. Ihre Aufgabe steht dem ursprünglichen 
Ansatz und Selbstverständnis der kritischen 
Friedensforschung jedoch klar entgegen. 
Zweck der Stiftung ist es laut Satzung, »die 
Friedensforschung ihrer außen- und sicher-
heitspolitischen Bedeutung gemäß insbe-
sondere in Deutschland dauerhaft zu stärken 
und zu ihrer politischen und finanziellen 
Unabhängigkeit beizutragen«. Damit wurde 
eine Engführung finanzierungswürdiger 
Vorhaben auf die klassische Frage nach Krieg 
und Frieden festgeschrieben.

Von Akademisierung und Drittmitteln
Die Mehrheit der WissenschaftlerInnen 
versteht die Friedens- und Konfliktforschung 
heute als technizistische Disziplin. Die 
Friedensforschung zieht sich in den Elfen-
beinturm zurück (Strutynski 2002) und 
kommt dort an, wo ihre KritikerInnen im 
wissenschaftlichen Establishment sie seit in 

ihrer Gründungsphase haben wollten. Die 
Besetzung von Professuren erfolgt nach den 
Kriterien der (inzwischen wieder) etablier-
ten scheinbar unpolitischen Wissenschaft, 
kritische Wissenschaft wird als normativ 
disqualifiziert (Ruf 2009). 

Neben der Akademisierung waren und 
sind für diese Entwicklung auch deren spezi-
fische Finanzierungsbedingungen verantwort-
lich, um die anfangs gestritten worden war. 
Wissenschaft ist seit den 1990er Jahren fest 
im Griff des stummen Zwangs der Drittmittel-
finanzierung. Die Friedensforschungsinstitute 
der 1970er Jahre waren überwiegend als soge-
nannte An-Institute entstanden. Universitäten 
zugeordnet, waren sie von diesen finanziell 
unabhängig und auf externe Förderung 
angewiesen, das heißt an Forschungsprojekte 
gebundene Gelder, die von sehr wenigen 
privaten, meist aber staatliche Einrichtungen 
vergeben werden. Wichtige Akteure sind heute 
Ministerien, die mit Fragen der Konfliktbear-
beitung befasst sind: das Bundesministerium 
für Verteidigung, das Auswärtige Amt und das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit. Die Leiter der Institute, meist 
bestallte UniversitätsprofessorInnen, stehen 
gegenüber ihren MitarbeiterInnen, die in der 
Regel auf befristeten Projektstellen sitzen, 
in der sozialen Pflicht und versuchen, deren 
materielle Existenz durch Anschlussprojekte 
zu sichern. Hier ergibt sich ein Teufelskreis, 
der auch das Bewusstsein der Beteiligten 
prägt: Dies reicht von der Übernahme der 
Begrifflichkeiten (peace keeping, peace enforce-
ment usw.), die in geradezu fataler Weise jene 
›Petersberg-Prinzipien‹3 reproduzieren und 
in der postbipolaren Welt dem Interventions-
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willen der EU- und NATO-Staaten Tür und Tor 
öffneten, bis zur Einwerbung von Projekten, 
die mit dem Ansatz der kritischen Friedens-
forschung nichts mehr zu tun haben.

Eine weitere Folge der so eingeleiteten 
Entpolitisierung der Friedensforschung ist 
das Auseinanderdriften von Friedenswissen-
schaft und Friedensbewegung: Während die 
Friedensforschung sich in den 1970er und 
1980er Jahren als Mit- und Vordenker der 
Friedensbewegung verstand und von dieser 
gefordert wurde, hat der Rückzug in den 
Elfenbeinturm die fruchtbare Interaktion 
zwischen beiden beendet. Mit den Produkten 
der etablierten Friedensforschung weiß die 
Friedensbewegung nichts mehr anzufan-
gen – und die Friedensforschung bedarf der 
Friedensbewegung nicht mehr, kommt diese 
doch als ›Drittmittelgeber‹ nicht infrage. 

Jedoch scheinen sich jüngst neue Perspek-
tiven zu eröffnen: Die Auseinandersetzungen 
im wissenschaftlichen Feld, der Kampf gegen 
die ›Verschlankung‹ der Hochschulen bis hin 
zur Schließung ganzer Einrichtungen, die 
Besetzungen von Hochschulen, der Bildungs-
streik und der Kampf um Lehrstühle für 
kritische Wissenschaft oder kritische Tutorien 
lassen neue Verbindungen zwischen bildungs-
politischen und friedenspolitischen Aktivitäten 
aufscheinen. Etwa wenn es um den Kampf für 
Zivilklauseln an den Universitäten (vgl. Gohlke 
in diesem Heft) oder um das Bündnis gegen 
die Präsenz der Bundeswehr in Schulen geht. 

Festzustellen ist: Die Einführung 
marktwirtschaftlicher Prinzipien in For-
schung und Lehre hat die Bedingungen der 
Wissensproduktion nachhaltig verändert: 
Forschung muss sich über die Einwerbung 

von Drittmitteln auf dem Markt bewähren. 
Scheinbar unbemerkt wird so ein neuer Typus 
von WissenschaftlerIn produziert, die/der sich 
und ihre/seine Qualität selbst am Erreichten 
misst: Sitz in Kommissionen und Beratungs-
gremien, Zahl der Drittmittelprojekte und der 
dort (auf Zeit) beschäftigten MitarbeiterInnen. 
Politischer Einfluss auf die – schon immer 
nur vermeintlich unpolitische – Wissenschaft 
wird unmittelbarer. Für die Friedensforschung 
heißt dies, dass sie in ihrer Mehrheit eine 
Legitimation jener Strukturen betreibt, die zu 
kritisieren und zu bekämpfen die kritische 
Friedensforschung einmal angetreten war. 
Dies mündet geradlinig in den Neusprech von 
»mehr deutscher Verantwortung«. Dennoch 
mehren sich die Anzeichen (s. o.), dass der 
Widerstand gegen die neoliberale Formierung 
der Wissenschaft wächst und dass gerade die 
außen- und sicherheitspolitische Wende der 
deutschen Politik auch der kritischen Frie-
densforschung wieder Auftrieb gibt. 

Literatur
Strutynski, Peter, 2002: Friedens- und Konfliktforschung 

politisieren, in: Wissenschaft und Frieden 2/2002, 52–56
Wasmuht, Ulrike C., 1998: Geschichte der deutschen Friedens-

forschung, Münster

1	 Heinemann attestierte den Kritikern, »dass sie 
Friedensforschung nicht mit streng wissenschaftlicher Arbeit 
in Verbindung bringen, sondern mit Propaganda für den 
Frieden. Andere halten sie gar für ein von Kommunisten 
erdachtes Tarnmanöver, mit dem die westliche Welt in 
Sicherheit gewiegt werden soll« (zit. n. Wasmuht 1998, 207).
2	 Die vier letztgenannten Institute geben das seit 1987 
jährlich erscheinende Friedensgutachten heraus.
3	 Diese 1992 beschlossenen Einsatzformen für die 
Streitkräfte der EU-Staaten beinhalten: 1) humanitäre 
Aufgaben, 2) Rettungseinsätze, 3) friedenserhaltende 
Aufgaben sowie 4) Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung, 
einschließlich friedenschaffender Maßnahmen.
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»AuSSenpolitisch nicht 
mehr vertretbar«
Warum das PKK-Verbot abgeschafft gehört 

Ulla Jelpke Am 26. November 1993 verhängte der dama-
lige Bundesinnenminister Manfred Kanther 
(CDU) ein Betätigungsverbot für die Arbeiter-
partei Kurdistans (PKK), die Nationale Befrei-
ungsfront Kurdistans (ERNK) sowie für Dut-
zende Kulturvereine, eine Nachrichtenagentur 
und einen Verlag. Unmittelbarer Anlass war, 
dass – in Reaktion auf die Bombardierung der 
kurdischen Kleinstadt Lice durch die türkische 
Armee – europaweit türkische Einrichtungen 
angegriffen worden waren, und dies der 
PKK angelastet wurde. Tatsächlich war das 
Verbot in enger Zusammenarbeit zwischen 
der deutschen und türkischen Regierung von 
langer Hand vorbereitet worden. Als die PKK 
im Sommer 1984 unter der Militärdiktatur in 
der Türkei den bewaffneten Kampf aufnahm, 
sah die NATO ihre südöstliche Flanke an der 
Grenze zur Sowjetunion gefährdet. Das nun 
begonnene Aufstandsbekämpfungsprogramm 
setzte einerseits darauf, die türkische Armee 
aufzurüsten, um die kurdische Rebellion 
militärisch zu bekämpfen – vor allem mit 
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Waffen aus deutschen Beständen. Anderer-
seits wurde versucht, die PKK in Europa zu 
kriminalisieren. Bereits 1989 standen rund 20 
kurdische Politiker in einer Art Schauprozess 
wegen Terrorismus in Düsseldorf vor Gericht. 
Sie wurden größtenteils freigesprochen oder 
zu Bewährungsstrafen verurteilt. 

Ein wichtiger Bündnispartner
Das PKK-Verbot zielte darauf, die Unterstüt-
zung der – im Zuge des Bürgerkrieges rapide 
angewachsenen – kurdischen Diaspora in 
Deutschland zu brechen. In der Verbotsver-
fügung hieß es, die Arbeit der PKK verstoße 
gegen Strafgesetze, richte sich gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung, gefährde 
die innere Sicherheit, die öffentliche Ordnung 
und sonstige erhebliche Belange der Bundes-
republik Deutschland. »Die politische Agitati-
on der PKK und ihr nahestehender Organisa-
tion hat zwischenzeitlich ein außenpolitisch 
nicht mehr vertretbares Ausmaß erreicht.« 
Dann werden die »sonstigen Belange« näher 
ausgeführt: »Die deutsche Außenpolitik und 
die Außenpolitik der gesamten westlichen 
Welt tritt für Integrität eines wichtigen NATO-, 
WEU- und Europapartners im Interesse des 
Friedens in der gesamten Region ein. Eine 
weitere Duldung der PKK-Aktivitäten in 
Deutschland würde diese deutsche Außenpoli-
tik unglaubwürdig machen und das Vertrauen 
eines wichtigen Bündnispartners, auf das 
Wert gelegt wird, untergraben.« Mit keinem 
Wort ging der 53-seitige Bescheid darauf ein, 
dass seit Gründung des türkischen National-
staates Anfang der 1920er Jahre gegenüber 
den Kurden und anderen Minderheiten 
eine Zwangsassimilationspolitik betrieben 

wurde, die den Genozid an Zehntausenden 
Menschen und die Vertreibung von Hundert-
tausenden einschloss. Elementare Bürger- und 
Menschenrechte wurden verweigert, die 
kurdische Sprache wurde verboten, Hunderte 
Dörfer wurden durch die Armee zerstört und 
kurdische Zivilisten systematisch gefoltert und 
ermordet. 

Die mediale Kampagne gegen »Terror-
Kurden« war Teil der damaligen rassistischen 
Stimmungsmache im Kontext der weitgehen-
den Einschränkung des Asylrechts. Durch 
das PKK-Verbot wurden Menschen kurdischer 
Abstammung in Deutschland unter Gene-

ralverdacht gestellt, und eine der größten 
migrantischen Communities in Deutschland 
wurde durch das Verbot ihrer wichtigsten Or-
ganisation mit einem faktischen Betätigungs-
verbot belegt. Eine Vielzahl Demonstrationen, 
Feste, selbst Fußballspiele und Hochzeiten 
wurden verboten, Kulturvereine und Privat-
wohnungen von der Polizei durchsucht. Am 
1. Juli 1994 erschoss in Hannover ein Zivil-
polizist den 16-jährigen Halim Dener beim 
Kleben von ERNK-Plakaten von hinten. Auf 
das Verbot von Feierlichkeiten und Demons-
trationen zum kurdischen Neujahr (Newroz) 

Ulla Jelpke ist innenpolitische Sprecherin der 
Bundestagsfraktion die LINKE und Obfrau im 
Innenausschuss, wo sie mit Fragen der öffentlichen 
Sicherheit und Repression gegen soziale Bewegun­
gen befasst ist. Seit mehr als 20 Jahren arbeitet sie 
zu Kurdistan und bereist regelmäßig die kurdischen 
Gebiete der Türkei, Syriens und des Irak – zuletzt im 
Sommer dieses Jahres.
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reagierten AktivistInnen mit Autobahnblo-
ckaden. 1996 sprach sich PKK-Chef Abdullah 
Öcalan öffentlich für einen Gewaltverzicht in 
der Bundesrepublik aus. Dies führte zu einer 
gewissen Entspannung, doch die Verfolgung 
von AnhängerInnen der PKK ging weiter. 
2007 verbot das Bundesinnenministerium 
den Fernsehsender Roj TV, und im Oktober 
2010 entschied der Bundesgerichtshof, die 
PKK künftig als ausländische terroristische 
Vereinigung nach Paragraph 129b StGB zu 
verfolgen. PKK-Kader, die in Deutschland 
Demonstrationen und Kulturveranstaltungen 
organisiert hatten, wurden nun für bewaffnete 
Aktionen der Guerilla in Kurdistan in Haftung 

genommen, an denen sie nicht beteiligt 
gewesen waren. Bislang vergeblich fordern die 
Verteidiger in diesen Prozessen Sachverständi-
ge anzuhören, denen zufolge der Widerstand 
der PKK gegen anhaltendes Unrecht, Men-
schenrechtsverletzungen, Kriegsverbrechen, 
Polizei- und Militärgewalt aufgrund kolonialer 
Unterdrückung der Kurden nach dem Völker-
recht legitim und eben kein Terrorismus ist.

Demokratische Erneuerung
Bereits im Frühjahr 1993 hatte sich die 
PKK von ihrem ursprünglichen Ziel eines 
unabhängigen und sozialistischen Staates 
zugunsten einer föderativen Lösung in der 
Türkei verabschiedet. Heute kämpft sie für 
eine Demokratisierung der Türkei und der 
anderen Länder des Nahen Ostens, in denen 
KurdInnen leben, und erteilt nationalstaatli-
chen Lösungen eine Absage. Sie vertritt einen 
›demokratischen Konföderalismus‹: kommu-
nale, weitgehend basisdemokratische Selbst-
verwaltungsstrukturen, ohne Veränderung der 
bestehenden Staatsgrenzen. Das vorgeschlage-
ne laizistische und demokratische Modell, in 
dem Frauen auf allen Ebenen gleichberechtigt 
teilhaben, garantiert die Partizipation und 
Anerkennung aller Bevölkerungsgruppen 
und Glaubensgemeinschaften. In zahlreichen 
Kommunen der Osttürkei sowie im selbst-
verwalteten Rojava im Norden Syriens wird 
dies bereits in die Praxis umgesetzt. Führende 
politische Kraft in Rojava ist die Partei der 
Demokratischen Union (PYD), die erklärter-
maßen die weltanschaulichen Grundlagen der 
PKK teilt. Die Volks- und Frauenverteidigungs-
einheiten YPG und YPJ leisten dort seit mehr 
als zwei Jahren erfolgreich Widerstand gegen 

Beide Bilder: Trainingsakademie der Frauenselbstverteidigungs­
einheiten (YPJ) im Kanton Cizîrê
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die zu Al-Qaida gehörende Al-Nusra-Front 
sowie den Islamischen Staat (IS). YPG- und 
PKK-KämpferInnen schufen im August nach 
dem Angriff des IS auf die nordirakische 
Region Sengal einen Fluchtkorridor für Zehn-
tausende JesidInnen. Inzwischen agieren PKK, 
YPG und Peschmerga der irakisch-kurdischen 
Regionalregierung an mehreren Fronten im 
Nordirak sowie in der nordsyrischen Stadt 
Kobanê gemeinsam gegen den IS. Das PKK-
Verbot in Deutschland und die Nennung der 
PKK auf der EU-Terrorliste verhindern dabei 
eine legale Unterstützung dieser Gruppen im 
Kampf gegen den IS.

Seit Ende 2012 finden direkte Friedensge-
spräche der türkischen Regierung mit Öcalan 
statt, die die PKK mit Waffenstillstand und 

einem Teilrückzug bewaffneter Kräfte aus 
der Türkei unterstützt. Bislang folgten jedoch 
kaum praktische Schritte vonseiten der türki-
schen Regierung. Wesentliche Forderungen, 
wie die Einführung muttersprachlichen Schul-
unterrichts, eine Senkung der Zehn-Prozent-
Hürde bei Parlamentswahlen, kommunale 
Selbstverwaltungsrechte sowie eine Amnestie 
für mehrere Tausend AktivistInnen, die 
aufgrund gewaltfreier politischer Aktivitäten 
des Terrorismus bezichtigt werden, bleiben 
unerfüllt. Nicht nur nutzt die Regierung die 
Friedensphase, um Militärstützpunkte in den 
kurdischen Landesteilen auszubauen, sie un-
terstützt außerdem Angriffe dschihadistischer 
Gruppierungen wie des IS auf das kurdische 
Selbstverwaltungsgebiet Rojava in Nordsyrien 
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mit Logistik und Waffenlieferungen, um 
so die kurdische Befreiungsbewegung zu 
schwächen. Für einen Fortschritt des Frie-
densprozesses wären externe Beobachter und 
Mediatoren zentral. Die Nennung der PKK auf 
der Terrorliste der EU verhindert allerdings, 
dass europäische Staaten hier eine aktivere 
Rolle spielen können.

Die Zeit ist reif 
Während Öcalan zum Verhandlungspartner 
der türkischen Regierung avanciert, die USA 
über Kobanê Munition für PKK-nahe Milizen 
abwerfen, die tageszeitung und Der Tagesspiegel 
für eine Aufhebung des PKK-Verbots plädieren 
und selbst der Unionsfraktionsvorsitzende 
Volker Kauder (CDU) laut über Waffenliefe-
rungen an die PKK zur Bekämpfung des IS 
nachdenkt, werden in Deutschland weiterhin 
DemonstrantInnen festgenommen. Zuletzt 
wurde Anfang November die Immunität 
der LINKEN Bundestagsabgeordneten Nicole 
Gohlke aufgehoben, weil sie in München auf 
einer Kundgebung gegen den IS-Terror eine 
PKK-Fahne gezeigt hatte. Allein in den letzten 
zehn Jahren zählt die Bundesregierung mehr 
als 4 500 Strafverfahren mit PKK-Bezug. Dabei 
handelt es sich überwiegend um Verstöße 
gegen das Vereinsgesetz, also um das Zeigen 
verbotener Symbole oder Bilder von Öcalan, die 
in der Türkei mittlerweile geduldet werden.In 
Folge des PKK-Verbots werden Zehntausende 
vor allem kurdischstämmige BürgerInnen 
in ihrem Grundrecht auf freie Meinungsäu-
ßerung, Versammlungs- und Pressefreiheit 
beschnitten. In Verbindung mit einer einsei-
tigen Medienberichterstattung trägt dies dazu 
bei, dass viele der rund 800 000 KurdInnen in 

Deutschland mit Ausgrenzung und Misstrauen 
konfrontiert sind und im Alltagsleben Diskri-
minierungen erleiden müssen. In der BRD 

aufgewachsene kurdische Jugendliche werden 
nicht eingebürgert, weil sie sich in Vereinen 
engagieren, die als PKK-nah eingestuft werden, 
oder deren Kulturveranstaltungen besuchen. 
In der Konsequenz wirkt das PKK-Verbot so als 
Integrationshindernis. 

Dessen Aufhebung sowie die Streichung 
der PKK von der EU-Terrorliste würden eine 
emanzipatorische Kraft im Nahen Osten 
stärken, die gegen dschihadistische Grup-
pierungen steht und sich zu Laizismus wie 
demokratischen Werten bekennt. Dies würde 
den stockenden Friedensprozess in der Türkei 
vorantreiben, da so der Druck auf die AKP-
Regierung erhöht würde und beide Seiten auf 
Augenhöhe miteinander reden könnten. 

Die LINKE hat daher beschlossen, die 
derzeitige günstige Medienberichterstattung 
und das veränderte öffentliche Klima zu 
nutzen, um gemeinsam mit kurdischen 
Verbänden und Bürgerrechtsvereinigungen 
eine bundesweite Kampagne gegen das 
PKK-Verbot zu führen, sich an entsprechen-
den Demonstrationen, Veranstaltungen und 
Petitionen zu beteiligen und im Bundestag die 
Aufhebung dieses Verbots und die Streichung 
der PKK von der Terrorliste zu beantragen. 
Anfang November fasste auch die Europäische 
Linkspartei den Beschluss, europaweit gegen 
das PKK-Verbot aktiv zu werden.

Oben: Vater, Töchter und Angehörige am Grab von Beşir Reme­
zan. Am 9. Oktober 2014 wurde der Zwölfjährige bei Protesten 
in der Grenzregion Qamishli/Nusaybin vom türkischen Militär 
erschossen. Unten: Sandi, 13 Jahre alt, am Grab ihres Bruders 
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Eine Perspektive  
der Subalternen
Die LINKE UND DIE Aussenpoltik 

Raul Zelik Als es im Oktober so aussah, als könnte Kobanê 
innerhalb weniger Stunden vom Islamischen 
Staat (IS) überrannt und könnten Tausende 
KurdInnen von religiösen Ultrarechten massa-
kriert werden, präsentierte sich die LINKE von 
ihrer traurigsten Seite. Statt in einem Augen-
blick großer Verunsicherung Solidarität zu 
organisieren und dem Emanzipationsprojekt 
der syrischen KurdInnen in Deutschland eine 
Stimme zu verleihen, schien die Partei mit 
sich selbst beschäftigt. 14 ParlamentarierInnen 
forderten eine militärische Intervention mit 
UN-Mandat, obwohl weder die Verteidiger
Innen Kobanês noch die Mitgliedsstaaten im 
UN-Sicherheitsrat dies befürworteten. Dass die 
Initiative trotzdem medienwirksam platziert 
wurde, hat nur eine vernünftige Erklärung: Es 
ging darum, jene Teile des Parteiprogramms 
zu diskreditieren, mit denen sich die LINKE 
den Großmachtambitionen Deutschlands 
verweigert und die in den Medien gemeinhin 
als Haupthindernis für eine Koalition auf 
Bundesebene gelten. 
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Aber auch auf der anderen Seite der Partei ver-
stellten interne Erwägungen den Blick auf die 
Wirklichkeit. Während man im Internet in Echt-
zeit verfolgen konnte, wie die US-Luftangriffe 
bei Kobanê von den VerteidigerInnen der Stadt 
bejubelt wurden, forderte eine Abgeordnete den 
Stopp der Bombardierungen. Nicht die Lage 
in Rojava stand im Vordergrund, sondern die 
parteipolitische Frage, wie eine Aufweichung 
der Statuten verhindert werden könne.

Mit dieser Skizze geht es nicht darum, 
den Abgeordneten ihr Engagement abzuspre-
chen: PolitikerInnen der LINKEN waren an 
der türkisch-syrischen Grenze, haben Flücht-
linge unterstützt, kurdische Organisationen 
getroffen und gegen das PKK-Verbot mobi-
lisiert. Nicht unerwähnt bleiben sollte auch, 
dass Abgeordnete der LINKEN – strömungs-
übergreifend – zu den wenigen Deutschen 
gehörten, die an Solidaritätskundgebungen 
für die bedrohten KurdInnen teilnahmen. 

Unfähig zum offenkundig Richtigen
Warum aber gelang es trotz individueller Soli-
darität nicht, als Partei klar Position zu bezie-
hen? Warum tat man sich so schwer, sich auf 
das offenkundig Richtige zu konzentrieren: die 
syrisch-kurdische Partei der Demokratischen 
Union (PYD) und die Flüchtlinge unterstützen, 
mit einer prominent besetzten Delegation vor 
Ort gegen die Abriegelung Rojavas durch die 
Türkei protestieren und gleichzeitig anerken-
nen, dass die US-Luftangriffe in diesem Fall 
eben keine ›Verbrechen gegen die Menschlich-
keit‹ waren, sondern ein Hoffnungsschimmer 
für eine eingekesselte Stadt?

Es war nicht das erste Mal, dass die LINKE 
anlässlich eines internationalen Konflikts 

parteitaktisch motivierte Strömungskämpfe 
austrug. Vor einem halben Jahr wurde die 
Partei vor die falsche Alternative gestellt, die 
EU oder die Nationalstaaten zu verteidigen. 
Mitglieder der Bundestagsfraktion entfachten 
eine Phantomdebatte: auf der einen Seite 
die in den Medien hegemoniale, sich selbst 
als realpolitisch begreifende, letztlich aber 
wirklichkeitsferne Erzählung, wonach die EU 
den Menschen in Europa eine solidarische 
Perspektive eröffne; auf der anderen Seite 
das auch wahltaktisch motivierte Bemühen, 
den keynesianischen Verfassungsstaat zu 
verteidigen, um so den verbreiteten Unmut 

gegenüber der EU für sich nutzen zu können 
und der AfD das Wasser abzugraben. 

Die Einwände lagen auch hier sofort auf 
der Hand: Die EU ist keine internationalisti-
sche Einrichtung zur Völkerverständigung, 
sondern ein entstehender Proto-Nationalstaat 
mit erweitertem Binnenmarkt, fusioniertem 
Finanzkapital, militärischer Interventions-
macht und tödlichem Grenzregime. Aber auch 
die alten europäischen Nationalstaaten sind als 
Bollwerke gegen Konzernmacht, Militarismus 
oder eine unmenschliche Migrationspolitik 
gänzlich ungeeignet. Eine linke Position 
konnte nur lauten, dass weder die EU noch 

Raul Zelik ist Politikwissenschaftler, Roman­
autor und derzeit Fellow am Institut für Gesell­
schaftsanalyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung. 
Er war jahrzehntelang in sozialen Bewegungen 
aktiv und ist im Sommer 2012 zusammen mit 
anderen Bewegungslinken in die Partei die LINKE 
eingetreten.
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die Nationalstaaten der geeignete Rahmen 
für ein emanzipatorisches Projekt sind. Wer 
ein solidarisches, demokratisches und offenes 
Europa nicht nur für Eliten will, muss es gegen 
die Institutionen der EU neu gründen – und 
zwar als grenzüberschreitende Bewegung. Eine 
Herausforderung, aber angesichts der Situation 
eben auch der einzige realpolitische Ansatz.

probleme der AuSSenpolitik der LINKEN
Zugespitzt würde ich behaupten, dass die 
internationale Politik der LINKEN vor allem 
mit drei Problemen zu kämpfen hat: 
1 | Der sogenannte Reformerflügel blendet – 
zumindest in seiner Praxis – aus, dass die 
Politik des ›Westens‹ nicht hehren Prinzipien, 
sondern ökonomischen und geopolitischen 
Interessen verpflichtet ist. Gegen jede histori-
sche Erfahrung wird so getan, als ob westliche 
Militärmacht im Ernst zur Verteidigung von 
Menschenrechten und Demokratie eingesetzt 
werden könne. Die Perspektive potenzieller 
Regierungsbeteiligung ist so dominant, dass 
Regierungshandeln zur zentralen oder gar ein-
zigen Option wird. Man glaubt, die Unterstüt-
zung einer basisdemokratischen Bewegung wie 
der in Rojava tatsächlich an die Bundeswehr 
oder die US Army delegieren zu können.

Ähnliches gilt auch für die Europa-Frage: 
Die europäische Neugründung erscheint in 
dieser Perspektive als ein Projekt, das von 
den entsprechenden Mehrheiten in den EU-
Gremien ausgehandelt werden könnte. Aber 
genau das ist falsch. Soziale und demokrati-
sche Emanzipation muss – auch wenn sie als 
Reform etabliert wird – gesellschaftlich gegen 
Regierungen, Wirtschaftsunternehmen und 
Medienkonsortien erzwungen werden.

2 | Die sogenannte Parteilinke mag eine 
kritischere Haltung gegenüber den USA und 
Brüssel einnehmen, argumentiert aber häufig 
nicht weniger staatsfixiert. Die Crux des linken 
Antiimperialismus besteht – wie man auch an 
der Bündnispolitik lateinamerikanischer Links-
regierungen beobachten kann – darin, dass oft 
noch die letzte Despotie als Verbündeter in der 
Konfrontation mit Washington betrachtet wird. 
Doch selbst unter denjenigen, die verstehen, 
dass die USA zwar die zentrale Führungsmacht 
des globalisierten Kapitalismus sind, aber 
deswegen noch lange nicht jeder Imperialis-
mus US-amerikanisch ist, gibt es eine starke 
Tendenz, Konflikte als Auseinandersetzung 
zwischen Staaten zu verstehen. Internationale 
Politik wird auf die Komplexität eines Risiko-
spiels reduziert: die USA gegen China, Israel 
gegen Palästina, Venezuela mit dem Iran gegen 
Washington. Unter den Tisch fällt, was linke 
Politik einmal begründet hat: die Erkenntnis, 
dass Gesellschaften von sozialen Widersprü-
chen durchzogen sind – vor allem von Klassen, 
Geschlechterverhältnissen, Rassismus – und 
dass die Situation in einem Land nie nur von 
geopolitischen Ränkespielen, sondern immer 
auch von inneren Konflikten bestimmt ist. 

Sprich: Die eigene Position zu einem 
Konflikt darf nicht davon abhängen, was Wa-
shington oder Brüssel in ihm für Interessen 
verfolgen, sondern davon, was es für Emanzi-
pationsbewegungen vor Ort gibt und welche 
Forderungen diese artikulieren. Die LINKE 
muss sich den Blick der Subalternen zu eigen 
machen – und nicht den von Staatseliten oder 
solchen, die es werden wollen.
3 | Dass es der LINKEN so schwer fällt, diese 
Perspektive einzunehmen, hat auch damit zu 
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tun, dass sie – zumindest bislang – eben keine 
gesellschaftliche Partei ist. Fraktionen, Abgeord-
nete und deren MitarbeiterInnen bestimmen 
das Bild. Und diese folgen – was erstaunlich 
selten thematisiert wird, wenn von ›politischen 
Sachzwängen‹ die Rede ist – eigenen Logiken. 
BerufspolitikerInnen müssen sich als Einzelne 
profilieren, wollen sie von Medien und Partei
gremien beachtet werden. Diese Selbstinszenie-
rung hat einen hohen Preis: Sie trägt dazu bei, 
dass die LINKE nicht den vorhandenen Konsens 
zur Grundlage ihrer Politik macht, sondern 
innerfraktionelle oder individuelle Kalküle.

Eine gesellschaftliche Perspektive 
In Spanien ist die Linkspartei Izquierda Unida 
(IU) in den vergangenen Monaten von einem 
wahren Tsunami hinweggefegt worden. Mit 
Podemos ist eine neue Linkspartei entstanden, 
die zwar viele Positionen der IU teilt, sich aber 
kompromisslos gegen sie positioniert hat. Der 
wohl wichtigste Grund dafür ist, dass die Ak-
tivistInnen der neuen Protestbewegungen von 
den taktischen Manövern der IU abgestoßen 
waren. Sie wurde als Teil des Politikbetriebs 
wahrgenommen: an Regierungskoalitionen 
beteiligt, mit Fraktionskämpfen beschäftigt, 
gesellschaftlich kaum präsent, eine berufspoli-
tische Gremien- und Parlamentspartei. 

In Deutschland ist keine Bewegung in 
Sicht, die eine vergleichbare Entwicklung in 
Gang setzen könnte. Aber die Probleme der 
LINKEN sind denen der IU durchaus ähnlich. 
Der Vorschlag der Parteivorsitzenden, die LIN-

KE in eine in soziale Konflikte intervenierende 
Organisation zu transformieren, würde einen 
Ausweg weisen. KritikerInnen haben einge-
wandt, dass es in der Mitgliedschaft keine ak-

tivistische Kultur gibt. Das ist ein erstaunlich 
statisches Argument: Es ändert sich nichts, 
weil sich nichts ändert. Was ihre außenpoli-
tische Positionierung angeht, wäre die LINKE 
auf jeden Fall gut beraten, an die Erfahrungen 
jener Bewegungen anzuknüpfen, die in den 
1970er und 1980er Jahren Internationalismus 
als gesellschaftliches Anliegen verstanden und 
damit auch die Verhältnisse hier veränderten. 
Zehntausende waren in Nicaragua und El Sal-
vador, um die Revolutionen zu unterstützen. 
In Guatemala, Mexiko, Kolumbien, Indo-
nesien, Nepal haben Freiwillige (und eben 
nicht Bundeswehrmissionen) Gemeinden, 
BauernführerInnen und GewerkschafterIn-
nen vor Massakern geschützt. Sicherlich mit 
begrenztem Erfolg – aber wie erfolgreich war 
die milliardenteure Afghanistan-Mission? Und 
weil sooft auf das Massaker von Srebrenica 
als Erbsünde europäischer Politik verwiesen 
wird: War eine frühere Intervention wirklich 
die einzige Alternative? Was wäre geschehen, 
wenn die europäische Linke – statt sich für 
oder gegen das nationalistische Regime in 
Serbien zu positionieren – multiethnische 
Gemeinschaften unterstützt hätte? Es war eine 
kleine anarchosyndikalistische Gruppierung, 
die damals Solidaritätskonvois in die belagerte 
nordbosnische Bergarbeiterstadt Tuzla orga-
nisierte. Was wäre geschehen, wenn es diese 
Solidarität an vielen Orten Ex-Jugoslawiens 
gegeben hätte und sie von größeren Organisa-
tionen getragen worden wäre?

Die Geschichte der Linken beginnt histo-
risch damit, dass konsequent die Perspektive 
von unten eingenommen wird. Wenn sich die 
LINKE heute darauf besinnen könnte, wären 
wir alle einen großen Schritt weiter.
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Wenn wir das richtige Leben im falschen zur Sache von Kämpfen um Lebensweisen 
machen, dann mag das in der aktuellen Transformationsdebatte neu sein: Solche 
Kämpfe selbst sind alles andere als neu. So kann die letzte große Epoche sozialer 
Kämpfe, die des Mai 68, als die Epoche verstanden werden, in der die verschiedenen 
sozialen Kämpfe erstmals ausdrücklich unter der Führung von Kämpfen um Le-

bensweisen standen. Anlass genug, ein paar Geschichten aus 
ihrer Geschichte zu erzählen: Geschichten, die in einem ers-
ten Schritt in die Zeit unmittelbar vor dem Mai 68, in einem 
zweiten zu den kulturrevolutionären Avantgarden des frühen 
20. Jahrhunderts und dann zurück in die Epoche der Roman-
tik führen. Im ersten Schritt geht es um das, was Luc Boltanski 
und Ève Chiapello die polare Ausspannung der Kapitalismus-
kritik in eine Sozial- und eine Künstlerkritik genannt haben. 
Im zweiten geht es um die Radikalisierung der Kapitalismus-

kritik zu einer Totalkritik der Wirklichkeit als Wirklichkeit und im dritten Schritt um 
den subjektiven Faktor der Kritik in den romantischen Anfängen des »dichterischen 
Lebens« Benjamins in der »Ästhetik der Existenz«.

Sozial- und Künstlerkritik
Der Mai 68 war ein globaler Transformationsprozess, der sich ab den späten 1950er 
Jahren abzeichnete und Ende der 1970er Jahre abbrach. Die Fokussierung auf den 
Mai erinnert das Geschehen in Paris beziehungsweise in Frankreich, wo die Pro-
testbewegung der jungen Generationen in einem Generalstreik von zehn Millionen 
Menschen gipfelte. Gekämpft wurde damals überall auf der Welt, im ›freien Westen‹ 

Die Welt verändern, 
das Leben ändern
Kurzer Lehrgang zu einer Geschichte sozialer Kämpfe, 

die es zu entdecken und fortzuleben gilt 

Thomas Seibert

»Der einzige Kampf,  

der das Vergnügen lohnt,  

ist der Kampf der Individuen 

für die Konstruktion  

ihres Alltagslebens.«  

Raoul Vaneigem,  

Situationistische Internationale
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wie im ›sozialistischen Osten‹, in den bereits unabhängig gewordenen wie in den 
noch kolonialisierten Ländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas. Gekämpft haben 
ArbeiterInnen, gekämpft haben ausnahmslos alle people of colour, gekämpft haben 
die Frauen, die Schwulen und Lesben, die in Gefängnissen oder Heimen Internier-
ten sowie all diejenigen, die mit den autoritären Bildungsanstalten unzufrieden wa-
ren. Gekämpft haben ganz verschiedene Subjekte, die sich in einem einig waren: 
alltäglich hier und jetzt anders leben zu wollen, in radikal veränderten Selbst- und 
Weltverhältnissen, in neuen sozialen Beziehungen und Weisen des Zusammenwoh-
nens, Zusammenarbeitens und Zusammenlebens wie Kommunen, Wohngemein-
schaften und alternativen Produktionsstätten, 
in neuen kulturellen Ausdrucksformen, mit 
neuen Sitten und Tugenden.

Begrifflich markiert wird die ab jetzt von 
den Auseinandersetzungen um Lebenswei-
sen bestimmte Neuausrichtung aller sozialen 
Kämpfe durch die Unterscheidung, die seither 
zwischen der Arbeiterbewegung als alte soziale 
Bewegung und den neuen sozialen Bewegun-
gen gezogen wird. Von ihr aus hat Michel Foucault vorgeschlagen, das Eigentümli-
che dieser Zeit im Begriff der Reformation zu fassen: Wie im 15. und 16. Jahrhundert 
sei es auch in den 60er, 70er und 80er Jahren des 20. Jahrhunderts eher um eine 
Umwälzung der alltäglichen Lebensweisen und ihre Subjektivierung im je eigenen 
wie im gemeinsam gelebten Leben als um eine Umwälzung der Staatsapparate 
gegangen. Dabei bleibt die Reformation der Lebensweisen und Selbstverhältnisse 
trotzdem auf das politische Spiel von Reform und Revolution und beiden voraus 
auf eine Alltäglichkeit der Revolte angewiesen, in der jede und jeder mit sich selbst 
den Anfang macht, ohne darin allein bleiben zu wollen. Boltanski und Chiapello 
schließen hier mit ihrer Unterscheidung von Sozial- und Künstlerkritik an: die eine 
in der Geschichte der Arbeiterbewegung, die andere in der Geschichte der Boheme 
und der künstlerischen Avantgarden begründet. Geht es beiden um eine Kritik des 
Kapitalismus, erfolgt sie in der Sozialkritik primär als Kritik an Armut, Ausbeutung 
und Ungerechtigkeit, in der Künstlerkritik primär als Kritik an Unterdrückung, an 
der fehlenden Authentizität oder Uneigentlichkeit des Lebens und an der »Entzau-
berung« der Welt zur verdinglichten Warenwelt.

Im Blick vom Mai 68 auf die Gegenwart verweisen Boltanski und Chiapello 
allerdings auf den Umstand, dass die damals erreichte Durchmischung von Sozial- 
und Künstlerkritik spätestens in den 1980er Jahren einer passiven Revolution zum 
Opfer fiel. Mit ihr wurden die Errungenschaften der Reformation der alltäglichen 

Thomas Seibert ist Aktivist, Philosoph und Autor. 
Er arbeitet als Südasien-Referent für medico 
international, ist im Wissenschaftlichen Beirat der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung und seit vielen Jahren 
in der Interventionistischen Linken politisch aktiv.
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Lebensweisen in das verkehrt, was wir heute als die neoliberale und biopolitische 
Modernisierung des Kapitalismus bekämpfen, in der die reelle Subsumtion der Ar-
beit unter das Kapital zur reellen Subsumtion des Lebens und letztlich der ganzen 
Welt unter das Kapital entgrenzt wurde, bis in die letzte Minute des Tages und den 
letzten Winkel der Welt hinein.

Wie in anderen großen historisch Umbrüchen resultiert das Scheitern des 
Aufbruchs gerade aus seinem Erfolg: aus der Bewegung, in der das rebellische 

Begehren von Minderheiten von einer großen und deshalb 
relevanten Zahl von Menschen aufgegriffen wurde. Auf 
dem Weg seiner gesellschaftlichen Verallgemeinerung abge-
schwächt, wurde das Neue zuerst Verhandlungssache eines 
historischen Kompromisses und zuletzt Konsens einer neu 
justierten Hegemonie, die den Fortbestand des modernisier-
ten Alten sichert. Im Interesse der heute zu beginnenden 

Kämpfe um Lebensweisen gilt es darum, das Unabgegoltene, das nicht Eingelöste 
und deshalb zwischenzeitlich Vergessene eigens zu erinnern.

Die eigensinnigste Internationale der Geschichte
Die Geschichte der Künstlerkritik beginnt im 18. Jahrhundert. Im Widerstand einer-
seits gegen die Akademisierung der kulturellen Produktion und in der Selbstvertei-
digung andererseits ihrer ›abweichenden‹ Lebensweisen schließen sich damals erst 
MalerInnen, dann DichterInnen in Zirkeln zusammen, die bald schon Keimzellen 
einer umfassenden Reformation nicht bloß der Kunst, sondern der Gesellschaft wer-
den wollen. Die 1957 gegründete Situationistische Internationale (SI) steht am Ende 
dieser Geschichte: Sie will nur noch solche KünstlerInnen und DichterInnen sam-
meln, die mit Kunst, Literatur, Architektur, mit Theater und Film, mit Philosophie 
und Wissenschaft ebenso Schluss machen wollen wie überhaupt mit der Arbeitstei-
lung und allen sozialen Trennungen – auch mit der vom gesellschaftlichen Leben 
getrennten Politik. In ihrer Form imitierte die SI die Dritte und Vierte Kommunis-
tische Internationale, organisierte ihre insgesamt 70 Mitglieder in neun nationalen 
Sektionen und einer Außensektion, koordinierte sich über Weltkonferenzen, einen 
internationalen Zentralrat und ein für Städtebau zuständiges »Büro für einen Uni-
tären Urbanismus«. Die in den Bars der rive gauche eingefädelte Satire fiel allerdings 
ernster aus als geplant: Von den 70 Mitgliedern wurden 43 ausgeschlossen, 24 tra-
ten aus, die Auflösung 1972 wurde von den letzten drei Mitgliedern beschlossen, 
ganze sieben Mitglieder waren Frauen.

Einfluss gewann die SI zunächst doch künstlerisch, publizistisch und theore-
tisch: durch Bilder und Filme und deren skandalumwitterte Ausstellung beziehungs-

»Der Dadaist liebt das Leben, 

weil er es täglich wegwerfen 

kann, ihm ist der Tod eine  

dadaistische Angelegenheit.« 

Richard Hülsenbeck 
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weise Vorführung, durch Flugblätter und Flugschriften, durch die zwölf Ausgaben 
ihres luxuriös gestalteten Zentralorgans, durch zwei kurz vor dem Mai 68 veröffent-
lichte Bücher: Guy Debords Gesellschaft des Spektakels und Raoul Vaneigems Hand-
buch der Lebenskunst für die jungen Generationen. Einfluss gewann sie zuletzt durch 
ihre Beteiligung an der Besetzung der Sorbonne, während der sie eine eigene Vor-
feldorganisation gründete, das »Komitee zur Aufrechterhaltung der Besetzungen«.

Einfluss bis auf den heutigen Tag gewann sie schließlich durch ihren Stil: den 
Stil einer kompromisslos gelebten Radikalität. Dazu gehörte das ebenso vielver-
sprechende wie absichtsvoll vage Konzept einer zuerst im existenziell Kleinen und 
zuletzt im weltgesellschaftlichen Ganzen zu praktizierenden »Konstruktion von 
Situationen.« Ihr wurden die Taktiken des Umherschweifens und der Entwendung 
zugeordnet: die erste nicht nur, aber auch wortwörtlich zu verstehen als oft über 
Tage und Nächte sich hinziehendes Durchstreifen der Stadt; die zweite wortwört-
lich zu verstehen als trickreiche Beschaffung der Ressourcen für ein arbeitsfreies 
Leben, im übertragenen Sinn zu praktizieren in der subversiven ›Aufhebung‹ des 
gesamten Erbes der Kunst, der Literatur, der Philosophie und der revolutionären 
Politik eben in der »Konstruktion von Situationen«.

Verstehen lässt sich der Einsatz der SI vielleicht am deutlichsten an Vorhaben, 
die sie nicht umzusetzen vermochte. So diskutierte die Londoner Weltkonferenz 
1960 zwei Projekte, für die von einem reichen italienischen 
Sympathisanten ausreichend finanzielle Mittel zugesagt waren. 
Das erste war die im Guerilla-Stil geplante Besetzung der Or-
ganisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (UNESCO) mit Sitz in Paris. Das zweite war die auf 
einer Mittelmeerinsel geplante Anlage einer situationistischen 
Experimentalstadt als einer real existierenden befreiten Zone. 
Beide Projekte wurden wie die künstlerische und literarische 
Produktion einem immer kompromissloseren, dafür aber immer abstrakteren Ra-
dikalismus geopfert, der letztlich auf die Enthaltung von jeder Aktivität zielte, weil 
jedes konkrete Vorhaben, so der Verdacht, Opfer einer passiven Revolutionierung 
geworden wäre.

Das Zeitalter der Avantgarden
Zwischen der frühen Boheme des 18. und 19. Jahrhunderts und ihrer späten ›In-
ternationalen‹ erstreckt sich das Zeitalter der kulturrevolutionären Avantgarden: 
Künstler-, Literaten- und Aktivistengruppen mit weltweit mehreren Hundert Mit-
streiterInnen. Legt man Max Webers an der historischen Reformation gewonnene 
Unterscheidung der »religiösen Virtuosen« von den »religiösen Laien« an die Avant-

»Nun gibt es nicht mehr  

die Kette der Tatsachen: 

Fabriken, Häuser, Krankheit, 

Huren, Geschrei und Hunger. 

Nun gibt es ihre Vision.«

Kasimir Edschmid	
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garden an, erscheinen sie als Virtuosen einer Bewegung, die Zehntausende, wenn 
nicht über Hunderttausend Laien bewegte: all die zum Beispiel, die sich zu dieser 
Zeit an der bürgerlichen ›Lebensreform‹ beteiligten, die aber auch am Rand der 
parteioffiziellen Arbeiterbewegung an der von Karl-Heinz Roth (1974) so genannten 
»anderen Arbeiterbewegung« teilnahmen.

Im Rückblick lassen sich grob vier beziehungsweise fünf Hauptströmungen 
ausmachen: der Expressionismus, der in seinen italienischen und sowjetischen 
Flügel gespaltene Futurismus, der Dadaismus und der Surrealismus. Geboren im 
Ersten Weltkrieg, verstanden sie sich subjektiv als vorderste Frontlinie einer in der 
Industrie, den Wissenschaften, der Großstadt, den proletarischen Massen und in 
der eigenen Vereinzelung gipfelnden Totalkrise der Wirklichkeit selbst. Bezogen 
sie sich oft enthusiastisch auf die Oktoberrevolution, scheiterten sie alle am Fa-
schismus und in der Hölle des Zweiten Weltkrieges.

Unter den Avantgarden erhoben die SurrealistInnen zweifellos den weitrei-
chendsten reformatorischen Anspruch. Inspiriert von der ihnen vorangegangenen 
Dada-Bewegung ging es ihnen um eine dialektische Aufhebung von deren reiner 
Negativität. Walter Benjamin (1929, 201) schrieb ihnen zu, den »Bereich der Dich-
tung von innen gesprengt« zu haben, indem sie als »ein Kreis von engverbunde-
nen Menschen« den Versuch unternahmen, ein »dichterisches Leben bis an die 
äußersten Grenzen des Möglichen« zu treiben. Dabei ging es den SurrealistInnen 
nicht nur um eine Kritik der bürgerlich-kapitalistischen Modernisierung, sondern 

ihr voraus um eine Kritik der ganzen christlich-abendländi-
schen Zivilisation und ihrer Rationalität, damit aber um eine 
Kritik überhaupt des Ganzen der Wirklichkeit. Ihr setzten sie 
eine erst zu schaffende ›Über-Wirklichkeit‹, eben die ›Sur-
Realität‹ entgegen, von der André Breton im Ersten Manifest 
des Surrealismus (1924) schrieb: »Der Surrealismus beruht 

auf dem Glauben an die höhere Wirklichkeit gewisser, bis dahin vernachlässigter 
Assoziationsformen, an die Allmacht des Traumes, an das zweckfreie Spiel des 
Denkens. Er zielt auf die endgültige Zerstörung aller anderen psychischen Mecha-
nismen und will sich zur Lösung der hauptsächlichen Lebensprobleme an ihre 
Stelle setzen.« Noch ihre situationistische Erbin überbietend, schließt die Surreali-
tät auch die ›Aufhebung‹ der Religion ein: »Alle großen Mystiker aller Religionen 
wären unser, wenn sie die Halseisen ihrer Religionen zerbrochen hätten, die wir 
nicht ertragen können.«

Der Weg zur Surrealität führte über das Malen von Bildern und das Schrei-
ben von Gedichten hinaus, über die jeden Tag aufs Neue zu übende Subversion 
der Grenzen von Wachen und Träumen, von Ernst und Spiel, von Vernunft und 

»Ein aufheulendes Auto  

ist schöner als die Nike von 

Samothrake.« 

Filippo Marinetti
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Unvernunft in eine alltägliche Offenheit für den hasard objectif, den ›objektiven Zu-
fall‹ des Wunders, des Ereignisses und der Gnade. Das mithilfe der Psychoanalyse 
benannte Ziel solch’ »dichterischen Lebens« bestand in der – so Breton – »Aufhe-
bung des Ich im Es«, deren privilegierter Ort die Liebe sein sollte, »l’amour fou«, 
die verrückte, leidenschaftliche Liebe. Erreicht haben die SurrealistInnen dieses 
Ziel nur bedingt, und das gilt gleichermaßen für die Kunst, den Alltag, die Lie-
be, die Religion und die Politik. Dieses Scheitern war allerdings nicht einfach ihr 
Scheitern: Es hing am Scheitern der Oktoberrevolution und der sozialdemokra-
tischen und kommunistischen Arbeiterbewegung wie an der Quittierung dieses 
Scheiterns in der faschistischen Verwüstung der Welt.

Trotzdem haben die SurrealistInnen, anders als viele andere KünstlerInnen und 
Intellektuelle der Linken, ein noch heute beeindruckendes Zeugnis des aufrechten 
Gangs und freien Denkens abgelegt. Als sie Mitte der 1920er 
Jahre Ernst machen wollten mit der Politik, traten prominente 
SurrealistInnen, darunter Breton, der Kommunistischen Partei 
bei. Der Titel ihrer Zeitung wurde von La Révolution Surréaliste 
in Le Surrálisme au Service de la Révolution geändert. Knapp zehn 
Jahre später brachen sie, mitten im Spanischen Bürgerkrieg und 
im antifaschistischen Widerstand, mit der Sowjetunion und der 
stalinisierten französischen Kommunistischen Partei. Gemein-
sam mit dissidenten KommunistInnen und AnarchistInnen 
gründeten sie die Allianz Contre-Attaque (Gegenangriff), die sich 
zugleich den Nazis, dem Stalinismus und dem Kapital widersetzen und die Surrea-
lität – das zweckfreie Spiel des Denkens, Träumens und Begehrens in praktizierter 
Poesie – zur massenwirksamen Alternative machen wollte. Eine wichtige Rolle fiel 
dabei Colette Peignot zu, die unter dem Pseudonym Laure schrieb und mit Georges 
Bataille zusammenlebte, dem neben (und gegen) Breton einflussreichsten Surrea-
listen. Als Botschafterin der Surrealität reiste Laure nach Berlin, Moskau und Lenin-
grad, rieb sich für Contre-Attaque auf und starb 1938 im Alter von nur 35 Jahren an 
Tuberkulose. Ihre Schriften verbreiteten sich erst in den 1960er Jahren und übten, 
ein objektiver Zufall, einen prägenden Einfluss auf die im Mai 68 erstarkende Frau-
enbewegung aus.

Andere entsetzliche ArbeiterInnen
Noch in einem späten Text hat Breton den Surrealismus in die Tradition einer weit 
verstandenen Romantik und den surrealistischen Dichterhalbgöttern Charles Bau-
delaire und Arthur Rimbaud ausdrücklich den romantischen Schriftsteller und 
Philosophen Novalis an die Seite gestellt. Stammt von Novalis der Satz »Die Welt 

»Die Avantgarde ergibt  

sich nicht. In ihr hat die  

klassenlose Gesellschaft  

ihre Kunst gefunden.  

Sie ist das Bewusstsein  

der Klasse, die die letzte 

gewesen sein wird.«

Situationistische Internationale
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 muss romantisiert werden« und von Rimbaud der Satz »Man muss unbedingt mo-
dern sein«, instruieren beide Sätze die innere Dialektik des »dichterischen Lebens«, 
für das der 17-jährige Rimbaud (1871) die bald berühmt gewordenen Worte fand: 
»Ich ist ein Anderer. […] Der Dichter macht sich sehend durch eine lange, immense 
und überlegte Ent-Regelung aller Sinne. Alle Formen der Liebe, des Leidens, des 

Wahns; er forscht selbst, er schöpft in sich alle Gifte aus, um 
nur die Quintessenzen zu bewahren. […] Er gelangt zum Un-
bekannten, und wenn, ganz baff, er dann die Einsicht in sei-
ne Visionen verliert – er hat sie gesehen. Mag er bei seinem 
Springen durch die unerhörten und unbenennbaren Dinge 
krepieren: Es kommen andere entsetzliche Arbeiter, sie fan-
gen bei den Horizonten an, wo der andere niedergesunken ist. 
[…] Der Dichter ist also wirklich der Dieb des Feuers. Er ist für 
die Menschheit, ja selbst für die Tiere zuständig; er wird seine 

Erfindungen spürbar, greifbar, hörbar machen müssen. Wenn das, was er von dort 
mitbringt, Form hat, gibt er Form: Ist es ungeformt, gibt er Ungeformtes.«

Wie Laure und einige andere DichterInnen fielen Novalis, Baudelaire und Rim-
baud der rückhaltlosen Verausgabung ihrer Subjektivität zum Opfer: Novalis starb 
mit 29 Jahren an Tuberkulose, Baudelaire mit 46 Jahren verarmt und ausgezehrt 
von Alkohol- und Drogenkonsum. Rimbaud schrieb seine Gedichte und Prosa zwi-
schen seinem 15. und 20. Lebensjahr, brach sein Schreiben und sein exzessives 
Künstlerleben dann zugunsten eines anderen Exzesses ab: Er reiste jahrelang kreuz 
und quer durch das kolonialisierte Afrika, wurde Händler, wurde wohlhabend, wur-
de krank, kehrte nach Europa zurück und starb mit 37 Jahren qualvoll in Marseille 
nach der Amputation seines rechten Beines.

Der Geschichte Novalis’, Baudelaires und Rimbauds ist die Geschichte der Ka-
roline von Günderode hinzuzufügen: geboren 1780, Schülerin eines Darmstädter 
Damenstifts, die dort Philosophie, Geschichte und Literatur studiert und sich für die 
Französische Revolution begeistert. Sie liest Schelling, Fichte, Schlegel und Novalis, 
beginnt zu schreiben und unter dem männlichen Pseudonym Tian zu veröffentli-
chen: Gedichte über Freiheit und Gefangenschaft, über Liebe und Tod. Trotz promi-
nenter Anerkennung bleibt ihr nur der mehrfach wiederholte Versuch, der bürger-
lichen Frauenrolle durch Liebesverhältnisse zu entkommen. »Sie hat das Unglück«, 
schrieb Christa Wolf (1979, 13), »leidenschaftlich und stolz zu sein, also verkannt zu 
werden. So hält sie sich zurück, an Zügeln, die ins Fleisch schneiden. Das geht ja, 
man lebt. Gefährlich wird es, wenn sie sich hinreißen ließe, die Zügel zu lockern, 
loszugehen, und wenn sie dann, in heftigstem Lauf, gegen jenen Widerstand stieße, 
den die anderen Wirklichkeit nennen und von dem sie sich, man wird es ihr vorwer-

»Leichte Bande  

sind mir Ketten, und die 

Heimat wird zum Kerker.

Darum fort und fort  

ins Weite aus dem engen 

dumpfen Leben.«

Karoline von Günderode 
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fen, nicht den rechten Begriff macht.« Nach dem Scheitern eines letzten Ausbruchs-
versuchs erdolcht sie sich im Alter von 26 Jahren.

Spannt man die Epoche der Romantik frei bis auf die Zeit Rimbauds aus, der 
1874 zu schreiben aufhört, dann fällt die junghegelianische Bewegung in ihre Mitte. 
Die Junghegelianer waren keine Künstler, sondern Philosophen, fielen aber eben-
so aus den für ihre Bildungsgeschichte vorgesehenen bürgerlichen Karrieren her-
aus, schlossen sich der Boheme an, verkehrten in ihren Kreisen und in ihren Knei-
pen. Auch sie sind meistens Männer – aber eben nicht nur. Zu ihnen gehört Marie 
Dähnhardt, die Zigarren raucht und in Männerkleidern in der Berliner Hippelschen 
Weinstube verkehrt, wo sie sich 1843 von einem unter Vorwänden herbeigelockten, 
angesichts der betrunkenen Gesellschaft höchst verwirrten Priesters mit Max Stir-
ner verheiraten lässt, der seinem philosophischen Hauptwerk Der Einzige und sein 
Eigentum (1845) die Widmung »Meinem Liebchen Marie Dähn-
hardt« voranstellt. Stirner ist heute primär durch die maßlos 
ungerechte, letztlich selbstdestruktive Polemik bekannt, mit der 
die Mit-Junghegelianer Karl Marx und Friedrich Engels ihn in 
der Kritik der Deutschen Ideologie (1846) überzogen, in der er als 
»Sankt Max« firmiert. Das zu ihren Lebzeiten gar nicht veröf-
fentlichte Buch markiert den entscheidenden Bruch im Jung-
hegelianismus. Dieser Bruch ist heute, anders als Marx und 
Engels damals glaubten, weniger als Bruch zwischen Materialismus und Idealismus 
denn als Bruch zwischen Sozial- und Künstlerkritik, als Bruch aber auch im Denken 
von Marx und Engels selbst zu lesen: ein Bruch, den erst der Mai 68 überbrückt 
hat. Von dort sind die heutigen, in verschiedener Weise ›postmarxistischen‹ For-
men der Kritik zu verstehen, in denen Marx und Stirner, Marx und Rimbaud, Marx 
und Nietzsche mehr oder minder zwanglos aufeinander bezogen werden, getreu der 
Einsicht Bretons: »›Die Welt verändern‹, hat Marx gesagt; ›das Leben ändern‹, hat 
Rimbaud gesagt. Diese beiden Losungen sind für uns eine einzige.« 

Überarbeitete und gekürzte Fassung der Luxemburg Lecture, gehalten am 27. Juni 2014 
zum Auftakt der III. Transformationstagung der Rosa-Luxemburg-Stiftung.
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Diese beiden Losungen sind 

für uns eine einzige.«

André Breton
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Ausweis her!
New York City führt ein kommunales Personaldokument ein

Alina Mogilyanskaya Die Stadt New York wird ab Januar 2015 einen 
kommunalen Personalausweis einführen. 
Bemerkenswert ist das überhaupt nur deshalb, 
weil auch New YorkerInnen ohne legalen Auf-
enthaltstatus Zugang zu diesem Dokument 
erhalten werden. Für 500 000 illegalisierte 
MigrantInnen, die im Schatten der Gesell-
schaft in permanenter Unsicherheit leben, 
wird die Communal ID völlig neue Teilhabe-
möglichkeiten eröffnen: Sie erhalten Zugang 
zu öffentlichen Infrastrukturen und Dienst-
leistungen, können leichter Miet-, Handy- und 
andere Verträge abschließen, unkomplizierter 
Bankgeschäfte erledigen und vieles mehr. Am 
wichtigsten ist, dass der Ausweis für sie einen 
Schutz im Umgang mit der Polizei bedeuten 
wird. Bei einfachen Kontrollen ist nicht mehr 
erkennbar, dass sie nicht über gültige Aufent-
haltspapiere verfügen.

Der kommunale Personalausweis ist 
zentraler Baustein einer veränderten Migrati-
onspolitik, die der demokratische Bürgermeis-
ter Bill de Blasio in den ersten Monaten seiner 
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Amtszeit auf den Weg gebracht hat. Gleich-
zeitig ist er Ergebnis einer gut und lange 
vorbereiteten Kampagne. Während die Reform 
des Einwanderungsgesetzes auf Bundesebene 
stockt und nach wie vor Menschen in großem 
Stil abgeschoben werden, haben einzelne 
Städte und Bundesstaaten Taktiken entwickelt, 
um an Washington vorbei die Sicherheit von 
EinwanderInnen zu stärken. New York City 
könnte bei dieser Verschiebung des politi-
schen Terrains eine Vorreiterrolle spielen.

Revolte der Städte
Frustriert davon, dass auf Bundesebene seit 
Jahren nur minimale Fortschritte in Fragen 
einer Einwanderungsreform zu verzeichnen 
sind, haben sich AktivistInnen zunehmend 
der kommunalen Ebene zugewandt. Die Städte 
scheinen aussichtsreichere Orte zu sein, um 
die Lebensbedingungen von schätzungsweise 
elf Millionen EinwanderInnen ohne Papiere 
substanziell zu verbessern. Seit 2005 sind so 
im ganzen Land Dutzende konkrete Maßnah-
men umgesetzt worden: Sie reichen von der 
Einschränkung der Zusammenarbeit mit den 
Einwanderungsbehörden des Bundes über die 
Ausweitung kommunal finanzierter Gesund-
heitsversorgung und sozialer Dienstleistungen 
bis zur Gewährung von städtischen Ausweis-
papieren und Wahlrechten.

Die Wahlen von 2013 haben auf lokaler 
Ebene teils deutlich die Kräfteverhältnisse 
verschoben und die fortschrittlichsten Kom-
munalpolitikerInnen der jüngeren Geschichte 
der USA an die Macht gebracht. Eine Zeitung 
beschrieb dieses Phänomen als »Revolte der 
Städte«. In Boston, Minneapolis, Pittsburgh, 
Seattle und andernorts wurden linke Bürger-

meisterInnen und StadträtInnen gewählt. Bill 
de Blasio gilt als Paradebeispiel dieses neuen 
urbanen Populismus. Er stützt sich auf eine 
links orientierte Regierung, in der die wich-
tigsten Ämter mit fortschrittlichen PolitikerIn-
nen besetzt sind. Im Stadtrat werden Gesetz-
gebungsverfahren von der starken linken 
Fraktion – dem Progressive Caucus – bestimmt, 
sie stellt 18 von 51 Abgeordneten.

Dieser fortschrittliche Block wurde maß-
geblich durch einen neuen eindrucksvollen 
Akteur auf der politischen Bühne der Stadt an 
die Macht gebracht: der Working Family Party 
(WFP). Diese dritte Partei ist eine sozialdemo-

kratische Koalition aus Gewerkschaften, Stadt-
teilgruppen und BürgerrechtsaktivistInnen. 
Sie organisiert nicht nur politische Kampag-
nen, sondern beteiligt sich auch an Wahlen. 
Um progressive Politik zu unterstützen, 
stellen sie jedoch keine eigenen KandidatIn-
nen auf, sondern unterstützen die jeweils fort-
schrittlichsten Kräfte – meist demokratische 
KandidatInnen. Nachdem sie bereits 2010 die 
Bildung eines Progressive Caucus ermöglichte, 
konnte die WFP 2013 viele der zentralen 
Wahlkampfthemen bestimmen und Einfluss 
darauf nehmen, welche KandidatInnen von 
den Demokraten aufgestellt wurden. Einige 
der wichtigsten Mitgliederorganisationen der 

Alina Mogilyanskaya ist leitende Redakteurin  
des Indypendent – eine linke Zeitung in New York. 
Als freie Journalistin schreibt sie zu Migrations-
themen. Im Alter von sechs Jahren ist sie 
selbst mit ihrer Familie aus Russland in die USA 
eingewandert.

_LUX_1403.indb   143 10.12.14   18:00



144      luxemburg 3/2014 | weltkrisenpolitik 

WFP haben eine starke migrantische Basis. 
Zu ihr gehören schlagkräftige Gewerkschaften 
wie die Ortsverbände 32BJ und 1199 der Ser-
vice Employees International Union (SEIU), aber 
auch stadtteilorientierte Gruppen wie Make 
the Road NY. Sie sind Teil einer Bewegung für 
kommunale Rechte von MigrantInnen, die im 
letzten Jahrzehnt deutlich an Sichtbarkeit und 
Einfluss gewonnen hat. Dank der erfolgrei-
chen Wahlbeteiligung der WFP – die den Sieg 
de Blasios erst möglich gemacht hat – hat 
diese Bewegung nun das Ohr des Bürger-
meisters und des Stadtrats. Auch weil sie im 
Zweifelsfall die Kapazitäten hat, außerparla-
mentarischen politischen Druck aufzubauen, 
bieten sich völlig neue Möglichkeiten. 

Die Kampagne für einen kommunalen 
Personalausweis zeigt, wie gut hier die 
unterschiedlichen Ebenen und politischen 
Akteure zusammenspielen konnten. Nachdem 
die Communal ID im Vorfeld der Bürger
meisterwahlen 2013 als Wahlkampfthema ge-
setzt worden war, gelang es Make the Road NY, 
eine breite Koalition zu bilden aus Gruppen, 
die für die Rechte von EinwanderInnen, 
LGBTs, Obdachlosen und anderen Minderhei-
ten eintreten. In dieser Konstellation ließ sich 
der nötige politische Druck aufbauen. De Bla-
sio unterstützte den Ausweis, der Vorschlag 
wurde mit Unterstützung der Vorsitzenden 
des Stadtrats Melissa Mark-Viverito vom Pro-
gressive Caucus als Gesetzesvorlage eingebracht 
und schließlich von einer überwältigenden 
Mehrheit verabschiedet.

Perspektiven und Kompromisse
Jede Erfolgsgeschichte hat auch eine Kehr-
seite. So gut die linken Kräfte in New York 

derzeit auch kooperieren, sie haben mächtige 
Gegner in der Stadt. Der Gesetzesentwurf 
enthielt ursprünglich noch einen Passus zum 
Datenschutz. Dieser hätte es den Behörden 
untersagt, Dokumente zu archivieren, die 
bei der Beantragung des Ausweises vorgelegt 
werden mussten. Dieser Passus wurde von 
der New Yorker Polizei (NYPD) abgelehnt und 
daraufhin aus dem Gesetz genommen. Bis 
auf die New York Civil Liberties Union hatten 
alle beteiligten Gruppen diese bittere Pille 
geschluckt, um den prinzipiellen Erfolg des 
Projekts nicht zu gefährden. Die Stadt kann 
die Dokumente nun zwei Jahre aufbewahren 
und sie der Polizei im Fall eines Konflikts mit 
den Behörden zugänglich machen. Dies wird 
einige MigrantInnen davon abhalten, den 
Ausweis zu beantragen. Die Angst, dadurch 
doch ins Visier der bundesstaatlichen Abschie-
bebehörden zu geraten, ist riesig.

Der kommunale Ausweis bildet den 
vorläufigen Höhepunkt einer ganzen Reihe 
politischer Maßnahmen, die in New York in 
den letzten Monaten auf den Weg gebracht 
wurden, um die Lebenssituation von illegali-
sierten MigrantInnen zu verbessern. Zu ihnen 
gehören die Finanzierung eines Rechtsbei-
stands im Fall einer drohenden Abschiebung, 
Unterstützung von Minderjährigen, die aus 
Mittelamerika einwandern, einschließlich 
eines Rechtsbeistands, sowie Zugang zum 
Bildungs- und Gesundheitssystem. Außerdem 
wurde zusammen mit Chicago und Los Ange-
les eine Initiative gestartete, die es MigrantIn-
nen mit legalem Aufenthaltstatus erleichtert, 
die US-Staatsbürgerschaft zu beantragen. Die 
ca. drei Millionen im Ausland geborenen New 
YorkerInnen werden darüber hinaus noch 
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von anderen Maßnahmen profitieren, wie 
etwa einer Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
oder der flächendeckenden Versorgung mit 
Betreuungsplätzen für Kleinkinder.

Einige wichtige Punkte sind allerdings 
noch offen. Angesichts der aktuellen Situ-
ation auf Bundesebene ist das dringlichste 
Anliegen ein Schutz vor Abschiebungen. Die 
von Präsident Obama im November 2014 per 
Dekret verfügte Reform wird – so sie denn 
kommt – für rund 4 bis 5 Millionen Migran-
tInnen ohne Papier eine zumindest temporäre  
Lösung darstellen. Der kommunale Ausweis 
bietet in New York einen darüber hinaus 
gehenden Schutz, weil er das Risiko senkt, 
wegen fehlender Papiere festgenommen und 
der Bundesbehörde für Migrationsfragen – der 
Immigration and Customs Enforcement (ICE) 
– übergeben zu werden. Die grundsätzliche 
Gefahr einer Abschiebung bleibt jedoch 
bestehen. Ein wirklicher Schutz wäre erst 
gegeben, wenn die Stadt ihre Zusammenar-
beit mit der ICE-Behörde komplett einstellen 
würde. Doch auch hier bewegt sich etwas. Die 
neue Regierung in New York hat ebenfalls im 
November deutliche Einschränkungen dieser 
Zusammenarbeit angekündigt: Anfragen der 

ICE sollen künftig nur noch dann bedient 
werden, wenn aufgrund einer Verurteilung für 
ein Gewaltverbrechen ein Haftbefehl vorliegt. 
Zu welchem Gerangel mit dem NYPD und den 
Einwanderungsbehörden des Bundes dieser 
Entschluss führen wird, bleibt abzuwarten. 

Auf der Tagesordnung steht außerdem 
die Einführung eines kommunalen Wahl-
rechts für Menschen ohne US-amerikanische 
Staatsangehörigkeit, das einigen Rückhalt 
im Stadtrat hat. Andere progressive Refor-

men, wie zum Beispiel ein Führerschein für 
Menschen ohne Papiere oder der sogenannte 
Dream Act, der StudentInnen ohne Papiere 
Stipendien gewähren würde, liegen jenseits 
der gesetzgeberischen Möglichkeiten der 
Stadt und werden schon seit Langem von den 
Konservativen im Senat des Bundesstaats 
New York blockiert. In diesem Punkt fällt das 
liberale New York hinter elf Bundesstaaten 
zurück, die bereits einen Führerschein für 
Menschen ohne Papiere ausstellen, und hinter 
weitere 15 Staaten, in denen unterschiedliche 
Versionen eines Dream Act verabschiedet 
wurden.

Angesichts der Tatsache, dass die Re-
publikaner bei den letzten Senatswahlen im 
Bundesstaat New York die Mehrheit errungen 
haben, wird sich an dieser Tendenz erstmal 
nichst ändern. Dafür sind aber weitere Erfolge 
auf der Ebene städtischer Politik absehbar. 
Nicht nur in New York City ist die Bewegung 
im Aufwind und in dem Maße, wie anderswo 
ähnliche Reformschritte gegangen werden, 
ist auch New York unter Druck weiter 
mitzuziehen. Die skizzierten Maßnahmen 
bleiben zwar deutlich hinter substantiellen 
Veränderungen zurück, wie sie sich viele 
MigrantInnen wünschen würden. Nichtsdes-
totrotz ist es gelungen, die Blockadehaltung 
der Republikaner auf Bundesebene durch 
kleine lokale Reformen zu unterlaufen. Hier 
wurde ein Fenster aufgestoßen und ein neuer 
politischer Raum geöffnen. AktivistInnen, die 
für Rechte von MigrantInnen kämpfen, sind 
jedenfalls entschlossen, in diesen Fragen auch 
in Zukunft nicht locker zu lassen.

Aus dem Englischen von Christian Frings
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Von liberaler Herrschafts
sicherung zur präsentischen 
Demokratie
IsAbell Lorey

Die Frage der Partizipation taucht in repräsen-
tativen Demokratien in der Regel dann auf, 
wenn jener wieder einmal eine Krise attestiert 
wird. Immer weniger BürgerInnen wollen sich 
in Parteien engagieren. Wenn sie politisch 
aktiv sind, dann eher in lokalen Plattformen, 
für Volksentscheide oder bei Protesten für oder 
gegen Infrastrukturprojekte. Das Engagement 
orientiert sich daran, das Lokale mitzugestal-
ten, die Orte, an denen man lebt und gegebe-
nenfalls auch arbeitet. Das kann demokratische 
Selbstorganisierung bedeuten, die zugleich im 
Interesse von Politik und Planung ist. Aktive 
Bürgerbeteiligung ist gewollt – vor allem 
bei Großprojekten. Partizipation ist Teil von 
Gesetzgebungsprozessen. Sehr demokratisch, 
könnte man meinen: der Bürger als Souverän. 

Doch immer wieder entpuppt sich diese Art der 
Demokratisierung als Beschäftigungstherapie, 
um breite Proteste zu verhindern und mittels 
Beteiligung zu regieren.

Regieren durch Partizipation
Aktivbürgerschaft ist kein eindeutiger Grad-
messer mehr für eine ›lebendige‹ Demokratie, 
Aktivsein ist seit dem neoliberalen Um- und 
Abbau des Sozialstaates ein Muss. Nur wer 
sein Leben selbstverantwortlich in die Hand 
nimmt, wer sich flexibel und kreativ gibt und 
auf seine Gesundheit achtet, ist heutzutage 
ein marktkompatibler Bürger. Die kapitali-
sierbare Selbstführung der Einzelnen gehört 
ebenso zu einer neoliberalen Regierungsweise 
wie eine partiell ausgeweitete Beteiligung 
an politischen Entscheidungsprozessen. 
Selbstbestimmung, Freiheit und Partizipation 
mutieren von demokratischen Versprechen zu 
Instrumentarien von Herrschaft. Mittels kapi-
talisierbarer Aktivierung etabliert sich in einer 
autoritärer werdenden Demokratie (Demirović 

Partizipation  
und Demokratie
Isabell Lorey   Alex Demirović
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über das männliche Ernährermodell in der 
Familie patriarchal strukturiert war und auf 
unbezahlter, abgewerteter weiblicher Sorge- 
und Reproduktionsarbeit im Privaten basierte. 

Die nostalgische Rede von Postdemokratie 
erfasst nicht das grundlegende Problem, das in 
der spezifischen Bauweise liberaler Demokratie 
begründet ist. Liberale repräsentative Demokra-
tie ist jene historische Form, die sich im Laufe 
des 19. und 20. Jahrhunderts als Kompromiss 
zwischen Besitzenden und Armen durchsetzen 
konnte und Letzteren Anlass dafür gab, sich 
den Mächtigeren zu unterwerfen. Wenn die 
Effektivität von staatlicher Herrschaft durch 
Partizipation nicht erhöht werden konnte, war 
ihre Grenze schnell erreicht (Demirović 2013). 
In der Geschichte liberaler Demokratie ging 
es nie darum, dass alle gleichberechtigt an der 

2013) ein neues Modell von (Staats-)Bürger-
schaft: die entrepreneurial citizenship (Sauer 
2013). Soziale und politische Rechte werden 
an die aktive Marktteilnahme gebunden. Kon-
sumstarke marktkompatible Partizipation gilt 
als Kriterium für Zugehörigkeit und struktu-
riert auch das europäische Grenzregime, teilt 
in erwünschte und unerwünschte (›Armuts‹-)
Migration. Nur für jene, die in ökonomischer 
Hinsicht einen Gewinn versprechen, gilt das 
nationale wie europäische Recht auf Mobilität. 

Das Regieren durch Partizipation führt 
nicht zu einer größeren Mitbestimmung 
oder der Ausweitung von Repräsentation. Die 
konstitutiven Missstände liberaler Demokratie 
bleiben erhalten. Hinzu kommt, dass politi-
sche Entscheidungen immer weniger in den 
Parlamenten getroffen werden. Aber auch 
andere Institutionen repräsentativer Demo-
kratie, wie Parteien und Verbände, stehen 
seit Längerem in der Kritik. In jüngster Zeit 
ist das am ausdrücklichsten in einem Slogan 
der 15M-Bewegung gegenüber der spanischen 
Regierung und den etablierten Parteien for-
muliert worden: »Ihr repräsentiert uns nicht. 
Das hier ist keine Demokratie.«

Wenn das mit der Demokratie nicht 
mehr richtig funktioniert, leben wir dann in 
einer Postdemokratie? Von Postdemokratie 
zu sprechen bedeutet, von der Deformierung 
einer wenn nicht idealen, so doch bestmögli-
chen liberalen Demokratie auszugehen, der 
es in ihrer sozialstaatlichen Ausprägung bis 
vor wenigen Jahrzehnten noch gelungen war, 
einen adäquaten Ausgleich zu den Härten des 
Kapitalismus zu bieten. Eine solche romantisie-
rende Sicht auf den Wohlfahrtsstaat der 1970er 
Jahre ignoriert, dass die soziale Absicherung 

Alex Demirović ist kritischer Theoretiker und 
organischer Intellektueller einer pluralen Linken. 
Er schreibt zu Krisen-, Staats- und Demokratie­
theorie, ist Fellow am Institut für Gesellschafts­
analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung und 
Gründungsmitglied dieser Zeitschrift. 

Isabell Lorey arbeitet am European Institute for 
Progressive Cultural Policies (eipcp) in Berlin und 
ist Mitherausgeberin von transversal texts. Ihre 
Forschung zur Regierung der Prekären (2012) 
ist verwoben mit sozialen Bewegungen und der 
Frage nach neuen demokratischen Praxen, wie 
sie in den globalen Protestbewegungen seit 2011 
entwickelt werden. Im Frühjahr 2014 war sie 
Fellow am Institut für Gesellschaftsanalyse der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung. Die Kontroverse mit 
Alex Demirović ist Ergebnis einer Veranstaltung, 
die im Mai in Berlin stattgefunden hat.
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Gestaltung des gemeinsamen Zusammenle-
bens teilnehmen, sondern darum, den (zivil)
gesellschaftlichen Frieden zu bewahren. Im 
Wohlfahrtsstaat der Nachkriegszeit gelang es, 
die Schere zwischen Arm und Reich in einem 
gesellschaftlich verträglichen Ausmaß zu 
halten– nicht zuletzt durch die Repatriarcha-
lisierung des Geschlechterverhältnisses. Die 
Frauenbewegung und andere soziale Bewegun-
gen brachen dieses liberale sozialstaatliche Ar-
rangement nachhaltig auf – mit Konsequenzen 
für das Verständnis von aktiver Bürgerschaft. 
Letztere weitet sich seit den 1960er Jahren aus, 
von Petitionen bis Demonstrationen.

Die liberale ist also weder in ihrer 
repräsentativen noch in ihrer plebiszitären 
Varianten die beste oder einzig mögliche 
Form von Demokratie. Es lassen sich andere 
Architekturen (er)finden. 

Widersprüchliche Architektur
Teilhabegrenzen sind in der liberalen Form 
von Demokratie nicht einfach zu beseitigen, 
sie gehören zu den Aporien dieser Form. Das 
Problem der Partizipation erwächst aus der 
grundlegenden Trennung zwischen dem Staat 
auf der einen und der (Zivil-)Gesellschaft auf der 
anderen Seite. Repräsentative Demokratie ist 
nicht zu trennen von Nationalstaatlichkeit und 
gilt in diesem Sinne als ›politische Demokratie‹, 
die von der Gesellschaft, von allen, die reprä-
sentiert werden sollen, geschieden ist – das hat 
Marx bereits an Hegel kritisiert. Die Trennung 
zwischen dem Politischen und dem Sozialen 
gilt in der bürgerlichen liberalen Demokratie als 
notwendige politische Arbeitsteilung. Aus ihr 
erwächst die Unabdingbarkeit politischer Reprä-
sentation. Diese Setzung führt zu einer weiteren 

Aporie: Die aktive politische Partizipation von 
allen ist gar nicht erwünscht. Sie wird durch 
Repräsentation gebändigt. Doch Repräsentation 
ist immer ausschließend, der Anspruch der 
Gleichheit ist mit diesem Instrument nicht 
durchsetzbar. Er ist im Gegenteil der Motor 
einer immer nur als zukünftig verstandenen 
Demokratie. Eine umfassende gleichberechtigte 
Partizipation aller ist nur als Telos, als prinzipiell 
unendliche Ausdehnung von Beteiligungsrech-
ten zu verstehen, um die gekämpft werden 
muss. Das nie einlösbare Versprechen einer 
kommenden Demokratie, einer in die unendlich 
verschobene Zukunft gerichteten Demokratisie-
rung, ist das Fundament dieser vom Sozialen 
getrennten politischen Demokratie. 

Ist aber Repräsentation nicht gerade für 
politische Artikulation notwendig? Braucht es 
nicht den Widerspruch zwischen Repräsen-
tation und Partizipation, um die Möglichkeit 
des bürgerlichen Engagements aufrechtzuer-
halten? Anders gefragt: Ist nicht gerade der 
Anspruch einer Partizipation aller zynisch, 
wenn dieses alle ohnehin nur diejenigen 
meint, denen staatsbürgerliche Zugehörigkeit 
zugestanden wird? Wie auch immer der demos 
definiert wird – als StaatsbürgerInnen oder 
als BewohnerInnen – in der liberalen Logik 
darf sich nicht ereignen, dass alle teilnehmen, 
auch wenn neoliberale Governance-Strategien 
gegenwärtig auf den Ausbau von regierbarer 
Partizipation setzen. Das kann zu einem 
gefährlichen Spiel werden. Die Schwelle, an 
der eine herrschaftsfunktionale Bürgerbeteili-
gung kippt und das Potenzial entwickelt, diese 
Regierungsform durch Selbstorganisierung 
so umzubauen, dass eine neue Form von 
Demokratie entsteht, ist nicht kontrollierbar. 
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Radikale Inklusion und  
präsentische Demokratie
In den Demokratiebewegungen in Südeuropa 
wird die unmögliche Partizipation aller in den 
letzten Jahren zur Selbstorganisierung der 
Vielen. In den Solidaritätsnetzwerken und 
Initiativen, die in Spanien und Griechenland 
aus den Platzbesetzungen 2011 hervorgegan-
gen sind, geht es nicht um Partizipation in 
der Logik liberaler Demokratie. Traditionelle 
Formen von Repräsentation werden zurück-
gewiesen, die Bestätigung des Fundaments 
liberaler Demokratie wird verweigert. Auch 
die Arbeitsteilung zwischen der politischen 
Demokratie der Regierung und der im Aktiv-
bürgertum verharrenden Zivilgesellschaft wird 
aufgekündigt: Es werden keine Forderungen 

mehr an die politischen RepräsentantInnen 
gestellt. Die etablierte Form der politischen 
Arbeitsteilung hat sich im Rahmen der Auste-
ritätspolitik endgültig als Farce herausgestellt. 

Die unmögliche Partizipation aller in 
der Logik liberaler Demokratie wird von den 
Bewegungen zu einem neuen demokratischen 
Verständnis von Teilnahme gewendet: das der 
radikalen Inklusion. Es weist die Dynamiken 
der regierbaren Individualisierung zurück und 
geht von der wechselseitigen Relationalität 
mit anderen und der Umwelt aus. Affektive 
Bezogenheit und Praxen der Solidarität stehen 
im Vordergrund, nichtidentitäre Aufteilungen 
in ›wir‹ und ›sie‹. Von Beginn an ist sozi-

ParlamentarierInnen des Kantons Cizîrê (Nordsyrien) verab­
schieden ein Gesetz über Zivilehe.
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zentralen Frage ist, wie konkrete soziale Räume 
so organisiert und strukturiert werden können, 
dass sie für jede und jeden offenbleiben, eine 
Begegnungsmöglichkeit jenseits von vorgefer-
tigten Konzepten eröffnen. Horizontalität spielt 
als Instrument eine wichtige Rolle: Räume und 
Sprechsituationen werden so gestaltet, dass 
Interessierte sich ermächtigt und ermutigt 
fühlen zu sprechen und ihnen respektvoll 
zugehört wird und ihre Stimme zählt. Das 
bedeutet nicht – wie oft missverstanden wird –, 
dass alle Entscheidungen in (langen) Ver-
sammlungen getroffen werden. Schon in der 
Organisierung der Plätze gab es verschiedene 
Komitees und Arbeitsgruppen. Horizontalität 
war und ist an vielen Orten nicht Dogma, 
sondern der Ausgangspunkt, von dem aus mit 
unterschiedlichen Formen von Delegation, 
abhängigen Mandaten und Räten bis zur Bil-
dung neuer Parteiformen experimentiert wird. 
In Spanien lässt sich das gerade an Podemos 
(Wir können) beobachten, einer vornehmlich 
aus der 15M-Bewegung entstandenen neuen 
Partei (vgl. Iglesias in LuXemburg Online). 
Erst ein paar Wochen vor der Europawahl im 
Frühsommer 2014 gegründet, gewann sie auf 
Anhieb beachtliche fünf Sitze im Europaparla-
ment. Seit vergangenem Sommer entsteht im 
Hinblick auf die Kommunalwahlen 2015 eine 
weitere neue Organisationsform, die sich als 
›Raum‹ versteht, in dem BürgerInnen, Leute 
aus den sozialen Bewegungen, Kollektive und 
Parteien wie Podemos zusammenarbeiten. Die 
lokalen Vereinigungen nennen sich Ganemos 
(Wir gewinnen), versehen mit dem Zusatz 
der jeweiligen Kommune: Ganemos Madrid, 
Ganemos Málaga oder auf katalanisch Guany-
em Barcelona, deren Spitzenkandidatin Ada 

ale Reproduktion in den Bewegungen neu 
organisiert worden und spielt eine immer 
bedeutendere Rolle in den sich aus den Beset-
zungen entwickelnden Solidaritätsnetzwerken 
im Gesundheits-, Bildungs- und Wohnbereich 
(vgl. Benos in LuXemburg 1/2014). Feministi-
sche Überlegungen zur Neuorganisation von 
Arbeitsteilung und Reproduktion erlangen hier 
neue Aktualität, etwa jene des Madrider Kollek-
tivs Precarias a la deriva zur cuidadanía zu einer 
auf Sorge beruhenden politischen Sozialität. 

Radikale Inklusion bedeutet auch, dass 
immer mehr gesellschaftliche Bereiche durch 
offene Versammlungen gestaltet werden, 
durch möglichst egalitäre Weisen der Teilnah-
me, um gemeinsame Angelegenheiten in den 
Kommunen oder in Bildungs- und Gesund-
heitsinstitutionen selbst zu organisieren und 
Privatisierungen etwa von Gütern wie Wasser 
abzuwenden. Solidaritätsnetzwerke bilden 
sich durch und mit denjenigen, die im Zuge 
von Sparpolitiken aus der Krankenversiche-
rung herausfallen, wie die Sozialkliniken in 
Griechenland (als Teile von Solidarity4all1) 
oder das Netzwerk Yo Sí, Sanidad Universal 
in Spanien, das MigrantInnen unterstützt. 
Auch die erfolg- und einflussreiche spanische 
Plattform für Hypothekenbetroffene (PAH) 
und all die Initiativen, die Essen für Bedürftige 
sammeln, verstehen sich nicht einfach als 
soziale Hilfsdienste in der Not, sondern als po-
litische Praxen zur Entwicklung neuer sozialer 
Infrastrukturen (vgl. Candeias in LuXemburg 
3, 4/2013) und einer neuen demokratischen 
Weise des Zusammenlebens.
Die Praxen und Instituierungen radikaler Inklu-
sion sind nicht allein in der Selbstorganisierung 
durch Versammlungen zu finden. Eine der 
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Colau, eine bekannte Aktivistin der PAH, ist.2 
Ganemos will kommunalpolitische Institutionen 
erobern und trotzdem noch weniger zu einer 
Partei werden als Podemos. Stattdessen soll eine 
demokratische Rebellion losgetreten werden, 
die ›reale Demokratie‹ in der Jetztzeit (Benja-
min 1974). Es geht um eine andere Demokratie, 
die – entsprechend dem zentralen Slogan von 
Ganemos Madrid (La democracia empieza en lo 
cercano) – im Lokalen, in der Nähe, in der Nach-
barschaft, in der Kommune beginnt und dort 
eine Stadt schafft, die für jede und jeden ein Le-
ben in Würde ermöglicht, in der nachhaltig und 
gerecht agiert wird. Auf kommunaler Ebene 
wird ausprobiert, was auf die Landesebene und 
auf ganz Europa ausgeweitet werden soll. 

All das sind Komponenten eines demo-
kratischen konstituierenden Prozesses (Hardt/
Negri 2013). Die darin entstehende neue Form 
von Demokratie, die ›reale Demokratie‹ in der 
Jetztzeit habe ich als präsentische Demokratie 
bezeichnet (vgl. Lorey in LuXemburg 4/2012). 
Präsentische Demokratie durchbricht liberal-
demokratische Zeiten und Räume. Sie wird 
zu einer neuen Form von Demokratie, die auf 
Affektivität und Relationalität basiert und in 
der ein ›gutes Leben‹ für die Vielen möglich 
ist. Präsentische Demokratie lebt nicht von 
einem aufgeschobenen Versprechen in die 
Zukunft. Sie wird in der Aktualität, in der 
Jetztzeit der Kämpfe bereits praktiziert. 

Neue Werkzeuge im konstituierenden 
Prozess einer präsentischen Demokratie sind 
zwei 2014 veröffentlichte Chartas: die Carta 
por la democracia und die Charter for Europe.3 
Die aus der 15M-Bewegung hervorgegangene 
Bewegung für Demokratie (Movimiento por la 
democracia) hat in einem einjährigen Prozess 

mit etwa 200 Teilnehmenden in 30 überall 
in Spanien stattgefundenen Workshops die 
Carta por la democracia erarbeitet. Sie wird als 
Diskussionsangebot darüber verstanden, wie 
ein anderes politisches, soziales, ökonomisches 
und rechtliches Zusammenleben aussehen 
könnte und wie damit begonnen werden kann, 
es zu praktizieren. Die Carta por la democracia 
soll nicht notwendigerweise in eine neue 
spanische Verfassung münden, noch ist sie auf 
den nationalen Kontext beschränkt. Sie ist an 
vielen Stellen in internationalistischer Pers-
pektive formuliert und war auch Anstoß für 
die Charter for Europe: Ausgehend von einem 
internationalen Aktivistentreffen Ende Februar 
2014 in Madrid ist in einem mehrmonatigen 
kollektiven Prozess ein erster Entwurf verfasst 
worden, der sich als Teil eines konstituierenden 
Prozesses zur Schaffung eines neuen Europas 
›von unten‹ versteht. Er lädt uns dazu ein, in 
die Diskussion darüber einzutreten, in welcher 
sozialpolitischen Demokratie ein ›gutes Leben‹ 
für die heterogenen Vielen möglich sein kann. 
Der Chartaentwurf schlägt konzeptionell be-
reits einen offenen Raum vor, der eine radikale 
Inklusion in einer präsentischen Demokratie 
ermöglichen kann. Ein zentraler Angelpunkt 
dafür ist eine neu gedachte Bürgerschaft, die 
Zugehörigkeit offen hält, unabhängig von 
Geburts- und Herkunftsort (vgl. Georgi in 
diesem Heft). Der demos bleibt unbestimmt 
und setzt sich aus der Heterogenität der Vielen 
zusammen. Es stellt sich nicht mehr die 
liberale Frage der Partizipation. Im Zentrum 
steht die Konstituierung und Instituierung des 
Gemeinsamen durch radikale Inklusion. Das 
Gemeinsame ist nicht das, was alle teilt. Es ist 
das, was gemeinsam geteilt wird. 
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Ein neues Projekt  
der Demokratisierung

Alex DemiroviC

In ihrem Buch Multitude (2004) haben 
Michael Hardt und Antonio Negri ein neues 
Konzept der Demokratie angedeutet. Es stellt 
angesichts des Bezugs auf Globalisierung und 
die vielfachen Krisendynamiken sicherlich 
eine der anspruchsvollsten Demokratiekon-
zeptionen innerhalb der Linken und sozialen 
Bewegungen dar. Die Multitude verkörpert 
darin der historischen Tendenz nach eine neue 
konstituierende Macht. Nicht Klasse, Volk oder 
Masse, bildet sie stattdessen ein Netzwerk von 
singulären Subjekten, die in den vielfältigen 
Formen der Arbeit – industrielle, intellektuelle, 
affektive Arbeit – gemeinsam das Gemeinsame 
erzeugen. Sie überwindet die Trennung von 
Ökonomie, Sozialem und Kultur, und insofern 
kann die Multitude in einer neuartigen Form 
der horizontalen Demokratie die Spaltungen 
entlang von Nation, Ethnizität, Geschlecht 
oder verschiedenen Arten der Arbeit aufheben. 
Diese Multitude agiert immer in der Gegen-
wart, weil sie das Gemeinsame durch die 
Kooperation herstellt. Im Prinzip immer schon 
vorhanden, bedarf es eines politischen Projekts, 
um sie konkrete Wirklichkeit werden zu lassen.

Mein Eindruck ist, dass Isabell Lorey die 
Entwicklung der Diskussionen, die von der 
Protestbewegung M15 angestoßen wurden, 
stark unter dem Eindruck dieser grundsätz-
lichen Überlegungen von Hardt und Negri 
liest und die Prozesse in Spanien als ein 
Zu-sich-selbst-Kommen der Multitude deutet. 
Die Proteste in Spanien bringen demnach die 

historisch neue Form oder gar Periode der 
Demokratie ansatzweise zur Geltung. Sie wen-
den sich gegen die Repräsentation und den 
damit notwendigerweise verbundenen Aus-
schluss einer Vielzahl von Menschen, ebenso 
gegen eine Regierung der Individuen mit dem 
Mittel der Partizipation. Sie argumentieren für 
eine Horizontalität der Kommunikation und 
für eine Demokratie im Hier und Jetzt, die auf 
der Grundlage von Affektivität, Solidarität und 
Relationalität der Kommunikation bestrebt ist, 
alle Individuen zu inkludieren.

Es sind meiner Ansicht nach Projekte 
grundsätzlich positiv zu begreifen und zu 
unterstützen, in denen es darum geht, die 
Demokratie fortzuentwickeln und auf neue 
Grundlagen zu stellen. Auch halte ich es für 
richtig, dass diese Grundlage in der gesell-
schaftlichen Kooperation und Produktion des 
Gemeinsamen gesehen wird. Auf welche Weise 
diese Kooperation demokratisch organisiert 
werden kann, ergibt sich nicht aus Sachzwän-
gen. Die Demokratie ist ein Labor, in dem 
viele Menschen in den unterschiedlichsten 
Kontexten experimentieren. Neben vielem, was 
in den vergangenen Jahrhunderten gelungen 
ist, erzeugte Demokratie aus sich heraus auch 
autoritäre Fehlentwicklungen, Misserfolge und 
resignatives Abfinden mit dem Status quo. 
Ohne damit den im Namen der Demokratie 
gebrachten Opfern nachträglich einen falschen 
und harmonisierenden Sinn zusprechen zu 
wollen, wurden in diesen Prozessen doch de-
mokratietheoretische Erfahrungen gesammelt, 
um Dinge anders und besser zu machen. Die 
Kriterien, nach denen Lorey die Prozesse in der 
spanischen Protest- und Demokratiebewegung 
beurteilt, sind selbst Ergebnis einer Vielzahl 
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von demokratietheoretischen Diskussionen, 
die darauf zielen, Ausschlüsse zu beseitigen, 
den Individuen eine Stimme zu geben und 
ihre konkreten Lebensformen zur Geltung zu 
bringen. Trotz einer grundsätzlichen Sympathie 
und Solidarität mit solchen Projekten muss 
aber auch kritisch geprüft werden, wie prakti-
kabel und verallgemeinerungsfähig sie sind. Zu 
oft hat sich die Linke von ihrem Enthusiasmus 
gefangen nehmen lassen, der für die Durchfüh-
rung der konkreten Aktivitäten erforderlich ist. 
Es sind allgemeinere demokratietheoretische 
Gesichtspunkte, die ich vorbringen möchte.
1 | Repräsentation lässt sich nicht einfach 
aussetzen; sie ist ein Herrschaftsverhältnis, 
das sich aus der Gliederung der bürgerlichen 
Gesellschaft, der Trennung von Ökonomie und 

Staat, ergibt: Das Volk der StaatsbürgerInnen 
geht seinen alltäglichen Geschäften nach und 
wählt VertreterInnen, die in seinem Namen 
handeln. Es geht hier um ein Moment der 
Herrschaft der Produktionsmitteleigentümer, 
die sich vorrangig um ihre ›privaten‹ Geschäfte 
der Profitmaximierung kümmern und für 
Fragen des Gesamtinteresses Repräsentativor-
gane geschaffen haben, in denen Mandatsträger 
die für alle verbindlichen Regeln festlegen. Die 
Träger dieser politischen Form werden dieje-
nigen, die die Macht der Repräsentativorgane 
durch neue Formen der Demokratisierung zu 
unterlaufen versuchen, in das Repräsentations-
regime zwingen. Denn sie werden weiterhin 

Frauenakademie von Rimelan
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in Anspruch nehmen, dass die staatlichen 
Entscheidungen für alle gleichermaßen gelten 
sollen. Sich der Repräsentation zu entziehen 
heißt also, sich dieser Macht der Entscheidung 
zu entziehen und damit dem Block an der 
Macht, dessen Gruppierungen definieren, 
was die allgemein bindenden Entscheidungen 
sein sollen, und die versuchen, für diese eine 
Unterstützung auch von subalternen Gruppen 
zu erhalten. Wer nicht wenigstens stillhalten 
und sich fügen mag, wird mit dem allgemein 
gültigen Gesetz und der Polizei unter Druck 
gesetzt und ›erzogen‹. In Spanien hat es in den 
vergangenen Jahren eine enorme Verschärfung 
bei Demonstrations- und Streikrechten gege-
ben. Die allgemein verbindlichen Regelungen 
werden weiterhin im Parlament und in der 
Regierung getroffen. Gewählt wurde die tief 
korrupte und mit der großen Krise auf engste 
verbundene konservative Partei. Die alternative 
Demokratie ist demnach schwach.
2 | Diejenigen, die sich abspalten und eigene 
demokratische Wege für die Erzeugung des 
Gemeinsamen suchen, benötigen dazu die 
Produktionsmittel. Sich zu versammeln und zu 
diskutieren, sich wechselseitig in der Notlage 
zu helfen, Wohnungen und Häuser zu schüt-
zen oder zu besetzen und Privatisierungen 
von Wasser und Energie zu verhindern, ist 
lebensnotwendig und eine wichtige Grundlage, 
auf der Demokratieprozesse in Gang kommen 
können – also Entscheidungen von unten. 
Doch immer stellt sich für soziale Bewegungen 
die Frage, wie lange sie durchhalten, denn ihr 
Engagement findet neben ihrer Subsistenzar-
beit statt. Die demokratische Diskussion und 
Entscheidung ist nicht direkt und umfassend 
mit ihrer Lebensgrundlage verbunden. Dies 

gibt zwangsläufig denjenigen mehr Macht, die 
weiterhin über den Einsatz der Produktions-
mittel entscheiden, die über die Ressourcen 
der kollektiven Meinungs- und Willensbildung 
verfügen und entweder selbst die Zeit haben, 
sich politisch zu engagieren, oder andere dafür 
bezahlen können, stellvertretend für sie und 
abhängig von ihnen die allgemeinverbindlichen 
Entscheidungen zu diskutieren und zu treffen.
3 | Gesellschaftliche Zeit für die gemeinsa-
men Entscheidungen zu haben, ist also eine 
Machtfrage. Wenn es nicht zu Repräsentation 
kommen soll, bei der unkontrolliert wenige im 
Namen aller sprechen, dann gibt es als Alter-
native dazu die Willensbildung und Entschei-
dung unter Anwesenden oder die Wahl von 
Delegierten. Wenn soziale Bewegungen dieses 
Problem nicht bewusst lösen, entsteht sehr 
schnell Zeitnot, weil sich nicht alle an allen 
Entscheidungen oder gar deren Durchführung 
beteiligen können. Ein Ergebnis ist wechselsei-
tiges Misstrauen, denn es ergeben sich immer 
Situationen, in denen einzelne Personen oder 
Gruppen in Begriffen eines kollektiven Wir 
sprechen. Daraus ergeben sich zwangsläufig 
Konflikte darüber, wer im Namen der Bewe-
gung sprechen darf. Es erneuert sich also, weil 
die politische Form nicht ohne Veränderung 
ihrer gesellschaftlichen Grundlagen geändert 
werden kann, die Logik der Repräsentation. Sie 
ermöglicht es, einen von allen kontrollierten 
Modus zu finden, wie einzelne oder Gruppen 
verstetigt und im Namen dieser Bewegung 
sprechen, sich Gehör verschaffen, vielleicht 
sogar allgemein zur Verfügung stehende 
Ressourcen des staatlichen politischen Appa-
rats nutzen können. So verstehe ich auch die 
Bildung einer Partei wie Podemos. 
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4 | Diese Überlegung führt mich zu einem 
letzten Gesichtspunkt, dem der Verfahren. 
Demokratie besteht nicht einfach aus Inklusion 
und horizontaler Mitsprache. Beides sind 
wichtige Merkmale. Doch es geht bei Demokra-
tie auch um kollektiv bindende Entscheidungen. 
Darin liegt auch die große demokratiepolitische 
Herausforderung transformatorischer Projekte. 
Denn wenn das kollektive Leben betreffende 
Entwicklungspfade nicht vermeintlich blind-
evolutionären oder marktförmigen Mechanis-
men – anders gesagt: herrschaftlichen Entschei-
dungen – überlassen bleiben, sondern Ergebnis 
bewusster Entscheidungen unter Beteiligung 
aller werden sollen, dann nimmt die Demokra-
tie eine die Menschheit umfassende Dimension 
an, die alle Lebensbereiche einschließt: die Art 
der Ernährung, Besiedlungsweisen, Mobilitäts-
praktiken, die Organisation der gesellschaftli-
chen Arbeit und der technischen Aneignung der 
Natur, Formen des Wissens und der Bildung, 
familiale Reproduktionsmuster oder Kulturprak-
tiken. Es versteht sich, dass nicht alle Entschei-
dungen im Weltmaßstab getroffen werden 
müssen, aber in einigen Fällen wird es sinnvol-
lerweise so sein, um entscheidende Koordinaten 
für eine emanzipierte Lebensweise zu setzen. 
Dazu bedarf es Verfahren, die sicherstellen, dass 
alle sich beteiligen können und Einfluss auf die 
Gestaltung und die Wirkungstiefe des Verfah-
rens haben, sodass sie sich darauf verlassen 
können, dass sich ihr Engagement lohnt. Wenn 
man befürchten muss, dass man ohnehin über-
gangen wird, dass SprecherInnen ihre eigene 
Agenda verfolgen, getroffene Entscheidungen 
ignoriert oder unterlaufen werden können, 
muss man auch in den Bewegungen darum 
kämpfen, wer spricht und wer entscheidet. Des-

wegen bedarf es auch hier der Verfahren und 
der Bindung an diese Verfahren. Versammlun-
gen, offene Diskussionsrunden, Horizontalität 
allein reichen nicht, sondern schüren auf Dauer 
Konflikte, weil die Willensbildung und Entschei-
dungsfindung denen zufällt, die zufällig die Zeit 
haben und anwesend sind.

Das Konzept der präsentischen Demokra-
tie nimmt die angesprochenen und weitere 
Gesichtspunkte wie die der Bündnispolitik oder 
des Handelns in den formellen politischen 
Institutionen nicht angemessen in den Blick 
und lässt sich von der Radikalität des demokra-
tischen Willens der Bewegungen verführen. 
Der Impuls für eine radikale Erneuerung der 
Demokratie, der von diesen Bewegungen aus-
geht, ist beeindruckend, aber wichtige Fragen 
werden, soweit ich sehe, nicht angegangen.
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Die Kuh ist vom Eis. Die Bundesregierung konnte ihre Visio nen nahtlos umsetzen. 
Mit ihrem historischen Reformwerk, das nun in trockenen Tüchern ist, hat sie ein 
für allemal die Weichen gestellt. Indessen ist in der Bevölkerung die Schere zwischen 
Arm und Reich größer geworden. Dennoch muss die Regierung nicht zurückrudern. 
Der kleinere Koalitionspartner stärkt der Bundeskanzlerin nach wie vor den Rücken, 
indem er ihr den Rücken freihält, sodass sie weiter Rückenwind hat. Kritische Stim-
men, die sich zunächst gemehrt hatten, warfen keinen Schatten auf die Regierungsbank, 
sondern gingen unter. Die Regierungsmannschaft bröckelt nicht, sondern hält 
weiter Kurs. Ein Bruderzwist ist nicht in Sicht. Fest steht: Über der Bevölkerung, die 
sich noch immer in einem Dornröschenschlaf befi ndet, obwohl sie massiv der Schuh 
drückt, wird weiter das Damoklesschwert Hartz IV schweben. Es bleibt also eine 
Zitterpartie. Doch das Zeitfenster, in welchem die Parteien akuten Handlungsbe-
darf nach weitergehenden Reformen anmelden können, bleibt weiterhin geöffnet. 
Die Parteien schnüren und bündeln hinter verschlossenen Türen schon neue Reform-
pakete. Entsprechende Eckpfeiler und Eckpunkte sind schon eingeschlagen bzw. markiert. 
Und es ist wohl mehr Peitsche als Zuckerbrot zu erwarten. Wenn die Zeichen der Zeit 
nicht erkannt werden und nicht bald ein zündender Funke überspringt und einen fl ä-
chendeckenden Flächenbrand entfacht, wird der Widerstand, der momentan anzupei-
len wäre, auch künftig nicht umgesetzt werden. Und wenn die Regierung dann ein wei-
teres Mal den Reformmotor anwirft und grünes Licht für soziale Grausamkeiten gibt, 
kann der Zug jetzt schon als abgefahren gelten. Die Gretchenfrage wäre, ob es gelingen 
kann, dass Teile des außerparlamentarischen Spektrums sowie linke, emanzipatorische 
Strukturen und Praxen sich schon im Vorfeld gegenseitig vernetzen, um zeitnah Druck 
aufzubauen. Aber da wird wohl nichts draus. Und alle gucken dann abermals in die 
Röhre bzw. dumm aus der Wäsche.
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Weltweit eskaliert die Gewalt und meist sind es religiöse Spaltungen, an denen Konflikte ausgerichtet 
werden. Es ist die Religion, die Menschen bewegt, Revolten befeuert und der Empörung über das 
wirkliche Elend eine Stimme gibt. Die Grenze zwischen Opium und Protestation ist nicht immer 
leicht zu ziehen. Was hat die Renaissance der Religion in der organischen Krise zu bedeuten? Von 
Hamas bis Tea Party sind es religiöse Kräfte, die Alltagserfahrung bearbeiten, Lücken sozialer Repro-
duktion stopfen und Gemeinsinn stiften, wo Konkurrenz soziale Milieus zerstört hat. Wie gelingt es 
ihnen, das Leiden an der Welt zu fassen und doch so oft den Weg aus dem Jammertal zu verstellen? 
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1/2014 Gespenst Europa
Es gruselt und lockt, ist Traum, Schreckensszenario und düstere Realität zugleich. Für viele Linke 
ist Europa trotz Troika und Austeritätspolitik noch positiver Bezugspunkt, jenseits des ewigen 
Nationalismus. Die populistische Rechte sieht in der EU ein Sinnbild allen Übels: ›Multikulturalis-
mus‹‚ ›Transnationalismus‹, ›Überfremdung‹. Und für Flüchtlinge endet der Traum von Europa 
oft schon vor seinen Küsten tödlich. Welche strategischen Herausforderungen ergeben sich für die 
Linke in einer Situation, in der RechtspopulistInnen die Europa-Kritik anführen? Wie lassen sich 
transnationale Perspektiven entwickeln, die die Festigkeit der neoliberal-autoritären EU-Strukturen 
ernst nehmen? Wie eine Vision für Europa, die mehr ist als ein naives ›Wünsch dir was‹?

beiträge  Ernestesto Laclau | Giorgio Agamben | Yvonne Kuschel | Turgay Ulu | Thomas Seibert | 
Thodoros Paraskevopoulos | Harald Wolf | Susanne Hennig | Robert B. Reich u.a.

Mai 2014, 136 Seiten

3,4/2013 DIE KAMPFZONE AUSWEITEN
Die Aufgabe ist klar: die Kampfzone ausweiten! Globalisiertes Kapital und transnationalisierter Staat 
bedürfen einer grenzüberschreitenden Organisierung von Gegenbewegungen. Nur wie? Die neuen 
Demokratiebewegungen haben sich in lokalen Strukturen verankert. Wie aber kann aus diesen Alltags-
kämpfen eine Kraft entstehen, die das neoliberale Krisenregime herausfordert? Auch für Gewerk-
schaften gilt: Gegenmacht kann nur entstehen, wenn sich Akteure über Grenzen hinweg verbinden. 
LuXemburg 3,4/2013 fragt nach Möglichkeiten transnationaler Organisierung: Wie lassen sich lokale 
Initiativen mit grenzüberschreitenden Perspektiven verschränken? Wie Kämpfe um Arbeitsverhältnis-
se mit den Anliegen der neuen Bewegungen verbinden? Und wo bitte geht’s zum Winterpalast?

beiträge  Andrew Herod, Zehra Khan, Heiner Köhnen, Ingrid Kurz-Scherf, Asef Bayat, Göran 
Therborn, Nicole Mayer-Ahuja, Olaf Bernau, Susanne Lettow, Bodo Zeuner, Rodrigo Nunes

Dezember 2013, 240 Seiten

2/2013 es reicht 
Der gesellschaftliche Reichtum ist größer denn je – man könnte meinen: Es reicht – wäre er nicht 
so ungleich verteilt. Umverteilung ist wesentliche Voraussetzung eines linken Projekts, und doch 
verfangen die Kampagnen kaum. Klar ist, dass es um mehr gehen muss als nur um monetäre Ver-
schiebungen. Aber wie organisieren wir eine umfassende Umverteilung von Arbeit und Zeit, auch 
zwischen den Geschlechtern? LuXemburg 2/2013 fragt nach Konstellationen, die Einstiege in einen 
solchen Umbau öffnen können: Wie kann der vermeintliche Gegensatz zwischen ökologischem 
Wandel und sozialer Frage überwunden werden? Wie die Spaltung zwischen gewerkschaftlichen 
Forderungen nach höheren Löhnen und einer Kritik am herrschenden Wachstumsmodell?

Beiträge  Nancy Fraser | Ulrich Schachtschneider | Katja Kipping | Horst Kahrs | Sabine Reiner | 
Mimmo Porcaro | Frigga Haug | Antje Schrupp | Michael Brie | Christa Wichterich u.a.

Juli 2013, 160 Seiten
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Der Unterricht an einer zerstörten Schule 
wird wieder aufgenommen, Kabul, 2006, 
UN Photo/flickr
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2014GESELLSCHAFTSANALYSE UND LINKE PRAXIS

weltkrisenpolitik  Gayatri  Spivak | Jan  van  Aken | IsabelL 
Lorey | Vladimir  Ischchenko | Ulla  Jelpke | Rainer Rilling 
Thomas  Seibert | Alex  DemiroviĆ | Shreen  Saroor | Achin 
Vanaik | Corinna  Hauswedell | Malte  Daniljuk, u.a. 
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